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BUNDESMINISTERIUM FÜR UNTERRICHT, KUNST UND SPORT 

Zl. 12.719/2-111/2/89 

An das 
Präsidium des Nationalrates 

Parlament 
1014 Wien 

Sachbearbeiterin: Dr. RATHME1ER 
Tel.: 53120/2369 DW 

Entwurf eines Bundesgesetzes über die 
über schulischen Schülervertretungen 
(SChülervertretungengesetz - SchVG); 
Begutachtungsverfahren 

Das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport übermittelt in 
der Anlage 25 Ausfertigungen eines Entwurfes für ein Bundesgesetz 
über die überschulischen Schülervertretungen (Schülervertretungen-, 
gesetz _ SchVG), welches dem allgemeinen Begutachtungsverfahren zu­

geleitet worden ist. Als Ende der Begutachtungsfrist wurde der 
28. Juni 1989 vorgesehen. Auf die Ubermittlung von Stellungnahmen an 
den Nationalrat im Zuge des Begutachtungsverfahrens wurde hingewie­

sen. Um gefällige Kenntnisnahme wird ersucht. 

Wien, 27. April 1989 
Die Bundesministerin: 

Dr. HAWL1CEK 
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BUNDESMINISTERIUM FÜR UNTERRICHT, KUNST UND SPORT 
Sachbearbeiterin: 01'. RATHME1ER 
Tel.: 53120/2369 DW 

GZ. 12.719/2-111/2/89 

Entwurf eines Bundesgesetzes über die 
überschulischen SChülervertretungen 
(Schülervertretungengesetz - SchVG) 
Begutachtungsverfahren 

An 

das Bundeskanzleramt - Verfassungsdiens 

Gesetzentwurf 

ZL... .......... ~ .... e. -S;2/~91: 
Datum .... d..1..~ .... ~ .. · .... t.f...{t. 
Verteilt .)..2, (.$..t ...... 

j 
~-=. .. __ 

das Bundeskanzleramt - Dienstrechtssektion iS ~ 

den Datenschutzrat, z.H. des Büros des Datenschutzrate~~ ~~~ 

qas Bundesministerium für Inneres 
das Bundesministerium für Justiz 
das Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
das Bundesministerium für Finanzen 
das Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie 
das Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie 
(GeschlftsfUhrung des Familienpolitischen Beirates) 
das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 
das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten 
das Bundesministerium für ~ffentlicheWirtschaft und Verkehr 
das Bundesministerium für ~ffentliche Wirtschaft und Verkehr, 

Sektion V/Wirtschaftssektion 
das Bundesministerium für Landesverteidigung 
das Bundesministerium für auswärtige Angelegenheite~ 
den Rechnungshof 

das Amt der Burgenlindischen Landesregierung 
das Amt der K5rntner Landesregierung 
das Amt der Nieder~sterreichischen Landesregierung 
das Amt. der Ober~aterreichischen Landesregierung 
das Amt der Salzburger Landesregierung 
das Amt der Steier.märkischen Landesregierung 
das Amt der Tiroler Landesregierung 
das Amt der Vorarlberger Landesregierung 
das Amt der Wiener Landesregierung 

die Verbindungsstelle der 5sterreichischen Bundesl~nder 
beim Amt der Nieder6sterreichisChen Landesregierung 

den Landesschulrat für das Burgenland 
den Landesschulrat für K5rnten 
den Landesschulrat für .ieder5ste~reich 
den Landesschulrat für Ober5sterreich 
den Landesschulrat für Salzburg 
den Landesschulrat für Steiermark 
den Landesschulrat für Tirol 
den Landesschulrat für Vorarlberg 
den Stadt schulrat für Wien 
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den Osterreichischen Gemeindebund 
Johannesgasse 15, 1010· Wien 

den Osterr~ichischen St.dtebund 
Rathaus, 1010 Wien 

die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
Wiedner Haupt straße 63, 1045 Wien 

den Osterreichischen Arbeiterkammertag 
Prinz Eugen-Straße '20-22, 1040 Wien 

die Pr.sidentenkonferenz der 
Landwirtschaftskammern Osterreichs 
Löwelstraße 16, 1010 Wien 

den Osterreichischen Gewerkschaftsbund 
Hohenstaufengasse 10-12, 1010 Wien 

die Gewerkschaft Ottentlioher Dienet 
Teinfaltstraße 7, 1010 Wien 

die Gewerkschaft Offentlicher Dienst 
BundessektionPflichtschullehrer 
Teinfaltstraße 7, 1010 Wien 

die Gewerkschaft Offentlicher Dienst 
Bundessektion H~here SOhule 
Lackierergasse 7, 1090 Wien 

die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
Bundessektion Berufsschullehrer 
Hütteldorfer ~traße 7-17, 1150 Wien 

die Gewerkschaft ~ffentlich~r Dienst 
Bundessektion Lehr,er an berufsbildenden 
mittleren und h&heren Schulen 
Wipplingerstraße 28, 1014 ~ien 

den Zentralausschuß beim Bundesministerium fUr Unterricht, 
Kunst und Sport fUr die Bundeslehrer an allgemeinbildenden 
Schulen Pidagogischen Akademien und Pidagogischen Instituten 
sowie die Bundeserzieher an SchUlerheimen, die ausschließlich 
oder vorwiegend fUr SchUler dieser Schulen bestimmt sind 
Herrengasse 14/3.Stock, 1014 Wien 

den Zentralausschuß beim BUndesministerium fUr Unterricht, 
Kunst und Sport fUr die Bundeslehrer an berufsbildenden Schu­
len und Anstalten der Lehrerbildung und der Erzieherbildung 
(mit Ausnahm. der Pädagogischen Akademien und Pädagog~schen 
Institute) sowie die Bundeserzieher an SchUlerheimen, die 
ausschließlich oder vorwiegend fUr SchUler dieser Schulen be­
stimmt sind 
Wipplingerstraße 28, 1010 Wien 

das Sekretariat der Österreich ischen Bischofskonferenz 
Rotenturmstraße 2, 1010 Wien 

den Evangelischen Oberkirchenrat A. und H.B. 
Severin Schreiber-Gasse 3, 1180 Wien 
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die AltkatholisChe Kirche Osterreichs 
Schottenring 17, 1010 Wien 

die Israelitische Kultusgemeinde 
Seitenstettengasse 4, Postfach 145, 1010 Wien 

den OsterreichischenBundesjugendring 
Am Modenapark 1-2, 1030 Wien 

den Bundesverband der Elternvereinigungen an h6heren urid 
mittleren Schulen Osterreichs 
z.H. Herrn Rechtaanwalt Dr. Heinz BUCHMAYR 
Altstadt 15, 4020 Linz 

den Hauptverband katholischer Elternvereine Österreichs 
Spiegelgasse 3, 1010 Wien 

den Verbahd der Elternvereine an den h~heren Schulen Vi~ns 
z.H. Frau Dr. Edith MARKTL 
Wiedner Hauptstraße 66/4, 1040 Wien 

den Österreich ischen Verband der Elternvereine an den 
~ffentlichen Pflicht schulen 
Dr. Karl Renner-Ring 1, 1010 Wien 

den Österreichischen Familienbund 
Mariahilferstraße 24, 1070 Wien 

den Katholischen Familienverband Österreichs 
Spiegelgasse 3, 1010 Wien 

die Bundesorganisation der Kinderfreunde österreichs 
Rauhensteingasse 5, 1010 Wien 

den Bundes-SchUlerbeirat 
Minoritenplatz 5, 1014 Wien 

Das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport übermittelt in 
der Anlage einen Entwurf eines Bundesgesetzes über die überschuli­
schen Schülervertretungen (Schülervertretungengesetz - SchVG). Die­
ser Entwurf wurde vom Bundesministerium für Unterricht, Kunst und 
Sport mit Vertretern des Bundes-Schülerbeirates beraten und erarbei­
tet. Der Entwurf ist von folgenden Uberlegungen getragen: 

Das bisherige Bundesgesetz über die Einrichtung einer überschuli­
schen SChülervertretung (aus dem Jahre 1981) hat sich in seiner 
grunds~tzlichen Konzeption bew~hrt. Es besteht j~doch Obereinstim­
mung dahingehend, daß 

- dieT~tigkeit der Schüle~beir~te auch Zage einer Interessenvertre­
tung in sich birgt, die gestärkt werden sollten; 

- die Mehrfachbelastung von Spitzenfunktion~ren der Schülervertreter 
'(Landesschulsprecher, Bundesschulsprecher und deren Stellvertre­
ter) abgebaut werden sollen; 

- außerdem Verbesserungen im formalen Bereich erforderlich sind. 
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Es werden daher unter grundsätzlicher Beibehaltung der bewährten 
Struktur der SChülerbeiräte diese als SChülervertretungen konzipiert 
und ihre Aufgabenbereiche zusätzlich interessenbezogen ausgerichtet. 

Zudem sind gewisse Funktionstrennungen für Spitzenfunktionäre vor­
gesehen (erweiterte RücktrittsmögliChkeiten, mit anschlie~ender Neu­
wahl; ZU dem soll aus demokratiepo~itischen Oberlegungen eine Abwahl 

von SChülervertretern möglich werden). 

Eine gewünschte Flexibilisierung der SChUlervertretungen wird durch 
die Möglichkeit der Einsetzung von Bereichsausschüssen mit spezi­

fisch schulartbezogenen Aufgaben angestrebt. 

Darüberhinaus sind weitere Ä~derungen im forma~en Bereich v6rge~e­

hen. 

Auf Grund der" zahlreichen .Änderungen wird aus Gründen der 
Rechtsklarheit und Rechtstransparenz einer Neufassung des gesamten 
Gesetzes der Vorz~g gegenüber einer Einzelnovellierung gegeben. 

Das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport ersucht um 
Stellungnahme zum vorgelegten Gesetzesentwurf bis längstens 

2 8 . Juni 'lirt . 
J. . 

Sollte 'bis zum angegebenen Zeitpunkt keine Stellungnahme eingelangt 
sein, darf Bedenkenfreihei~ angenommen werden .• 

) 

Es werden Stellungnahmen in zweifacher Ausfertigung erbeten; 25 wei­

tere Stellungnahmen wären dem Nationalrat zuzuleiten. 
J , 

Wien, 27. April '989 
Die Bundesministerin: 

Dr. HAWLICEK 
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E n t w u I" f 

Bundesgesetz vom .~ ••••••••••••• , aber die Uberschulischen 
SChülervertretungen (Schülerver­

tretungengesetz - SchVG) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

1. ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

Errichtung von überschulische'n SChtllervertretungen 

§ 1. Bei jedem Landesschulrat ist eine LandesschUlervertretung, 
beim Bundesministerium fUr Unterricht, Kunst und Sport eine Bundes­
sChUlervertretung und eine ZentrallehranstaltenschUlervertretung zu 
errichten. 

Aufgaben der überschulischen SChtllervertretungen 

§ 2. (1) Der LandesschUlervertretung obliegt in Fragen, die 
SchUler in ihrer SchUlereigenschaft betreffen, die Vertretung der 
Interessen der SchUler der allgemeinbildenden h5heren Schulen, der 
ber~fsbildenden mittleren und h5heren Schulen .so~ie der h5heren An­
stalten der Lehrerbildung und der Erzieherbildung, der Berufsschulen 
und der Polytechnischen Lehrgänge des betreffenden Landes, gegenUber 
dem Landesschulr'at,' sonstigen Beh5rden und dem Landtag. Davon unbe­
rUhrt bleiben die Vertretungsrechte der Erziehungsberechtigten, die 
SchUlermitverwaltung (§ 58 des Schulunterrichtsgesetzes, 
BGBl.Nr. 472/1986, in der jeweils geltenden Fassung) und die Zustän­
digkeit der ZentrallehranstaltenschUlervertretung. 

(2) Der BundesschUlervertretung obliegt in Fragen, die SchUler 
in ihrer SchUlereigenschaft betreffen und die in ihrer Bedeutung 
Uber den Bereich eines Landes hinausgehen, die Vertretung der Inter­
essen der SchUler der im Abs. 1 genannten Schulen gegenUber dem Bun­
desminister fUr Unterricht, Kunst und Sport, sonstigen Beh5rden, dem 
Nationalrat und dem Bundesrat. Davon unberUhrt bleiben die Vertre­
tungsrechte der Erziehungsberechtigten und die SChUlermitverwaltung 
(§ 58 SchUG). 

(3) Der ZentrallehranstaltenschUlervertretung obliegt in 
Fragen, die SchUler in ihrer SchUlereigenschaft betreffen, die Ver­
tretung der Interessen der SchUler der Zentrallehranstalten (§ 3 
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Abs. 4 des B~ndes-Schulaufsichtsgesetzes, BGBl.Nr. 240/1962, in der 
jeweils geltenden Fassung), der höheren land- und forstwirtschaft­
lichen Lehranstalten, der land- und forstwirtschaftl~chen Fachschu­
len des Bundes und der Forstfachschule, gegenübe~ Behörden, unbe­
schadet de~ Vertretungsrechte der Erziehungsberechtigten und der, 
Schülermitverwaltung (§ 58 SchUG). 

(4) Darüberhinaus. obliegt den SChülervertretungen in ihrem je­
weiligen Zust~ndigkeitsbereich (Abs. 1 bis 3) die Beratung der Schü­
ler in Angelegenheiten der Schülermitverwaltung (§ 58 SchUG). 

(5) Ausgenommen vom Aufgabenbereich der Schülervertretungen ist 
die Beratung von Angelegenheiten, die Belange der Schüler der 
Schulen für Berufstätige betreffen. 

Erfüllung der Aufgaben 

§ 3. Im Rahmen der ihnen gem~ß § 2 übertragenen Aufgaben stehen 
den Schülervertretungen insbesondere zu: 

1. Beratung der Schulbehörden in grundsätzlichen Fragen des 
Unterrichts und der Erziehung; 

2. Erstattung von Vorschlägen zur Erlassung von Gesetzen und 
Verordnungen; 

3. Abgabe ion Stellungnahmen zu Gesetz- und Verordnungsentwür­
fen; 

4. Erstattung von Vorschlägen in Angelegenheiten von Schul­
bauten und deren Ausstattung; 

5. Beratung in Angelegenheiten der Schülerzeitungen; 
6. Beratung in Fragen der überregionalen Koordination von 

schulbezogenen ~eranstaltungen und Schulveranstaltungen und 
in Fragen der Durchführung von Veranstaltungen der 
Schulbahnberatung; 

7. Herausgabe von Rundschreiben und von Informationsblättern in 
schulischen Angelegenheiten; 

8. Planung und Durchführung von Fortbildungsveranstaltungen für 
SChülervertreter; 

9. Vorbringen von Anliegen und Beschwerden. 

§ 4. Die Schülervertretungen haben sich b~i der Wahrnehmung der 
ihnen übertragenen Aufgaben (§§ 2 und 3) von der Aufgabe der öster­
reichischen Schule (§ 2 des Schulorganisationsgesetzes, 
BGBl.Nr. 242/1962, in der jeweils geltenden Fassung) leiten zu 
lassen. 

. \ ; 

• 
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S 5. (1) Die SChUlervertretungen sind berechtigt, jeweils in 
ihrem Zuständigkeitsbereich (§ 2 Abs. 1 bis 3) die zur ErfUllung"der 
ihnen Ubertragenen Aufgaben (§§ 2 und 3) notwendigen Kontakte mit" 

-SchUlern an den einzelnen Schulen in der unterrichtsfreien Zeit der 
besuchten Sch~ler zu pflegen. 

(2) Der LandesschUlervertretung ist auf Eingaben, Vorschläge, 
Anregungen und Beschwerden an den Landesschulrat von diesem inner­
halb von vier Wochen Schriftlich zu antworten. 

(3) Die LandesschUlervertretung ist vom Landesschulrat Uber 
Rechtsvorschriften und deren Änderungen insoweit sofort zu infor­
mieren, als diese zur Wahrnehmung der ihr Ubertragenen Aufgaben 
(§§ ~ und 3) eine Voraussetzung bilden. Gleiches gilt fUr die Infor­

mation Uber die Ergebnisse von Umfragen und Erhebungen, die vom Lan­
desschulrat oder in dessen Auftrag durchgefUhrt wurden. 

(4) Die Abs. 2 und 3 gelten auch fUr Tätigkeit der BundesschU­
lervertretung und der ZentrallehranstaltenschUlervertretung mit der 
Maßgabe, daß zur Beantwortung und zur Information das Bundesministe­
rium rUr Unterricht, Kunst ~nd Sport verpflichtet ist. 

2. ABSCHNITT 

Mitgliedschaft zu einer LandesschUlervertretung 
~. 

Zusammensetzung einer LandesschUlervertretung 

S 6. (1} Einer LandesschUlervertretung geh8ren mindestens zw8lf 
und h8chstens dreißig Mitglieder an, und zwar jeweils die gleiche 
Zahl von Mitgliedern aus folgenden Bereichen 

1. Bereich der allgemeinbildenden h8heren Schulen, 
2. Bereich der berufsbildenden mittleren und h8heren Schulen 

sowie der h8heren Anstalten der Lehrerbildung und der Er­

zieherbildung und 
3. Bereich der Berufsschulen. 

(2) Die Zahl der Mitglieder ist unter BerUcksichtigung der Zahl 
der Schulen in den in Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Schulartbereichen 
durch Verordnung des Landesschulrates zu bestimmen. 
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Bestellungsweise und Funktionsdaue~ 

§ 1. (1) Die Mitglieder und, die gleiche Anzahl an Ersatzmit­
gliedern einer Landesschülervertretung sind getrennt nach den im§ 6 
Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten SChulartbereichen an einem Schult ag in 
der Zeit von Freitag der vorletzten Woche bis Donnerstag der letzten 
Woche des Unterrichtsjahres zu wählen. 

(2) Die Funktionsdauer der Mitglieder und der Ersatzmitglieder 
beträgt grundsätzlich ein SChuljahr. Sie. beginnt mit dem ersten Tag 
des der Wahl folgenden Schuljahres. 

(3) Die Funktionsdauer eines Mitgliedes und eines Ersatzmit- ' 
gliedes endet durch Zeitablauf, RÜCktritt oder Beendigung des SChul­
besuches (I 33 SchUG). Im letztgenannten Fall bei einem Schulwechsel 
nur, sofern das Mitglied den Schulartbereich (§ 6 Abs. 1 Z 1 bis 3) 

'oder den schulbehördlichen Zuständigkeitsbereich wechselt. Das An­
treten zur Reifeprüfung, Reife- und Befähigungsprüfung, Befähigungs­
oder Abschlußprüfung beendet nicht die Funktionsdauer. 

(4) Für Mitglieder und Ersatzmitglieder, deren Funktionsdauer 
während des SChuljahr~s endet, rücken die Gewählten des betreffenden 
SChulartbereiches nach der Reihenfolge ihrer Wahl (§ 16 Abs. 1) für 
die restliche Funktionsdauer auf. VorUbergehend verhinderte Mit­
glieder werden durch von ihnen bestimmte Mitglieder oder Ersatzmit­
glieder des betreffenden Schulartbereiches ,vertreten. 

Wahlrecht 

S 8. (1) Wahlberechtigt sin~ alle SChulsprecher (§ 59 SChUg) 
aus den im § 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Schulartbereichen, und 
zwar jeweils für den SChulartbereich, dem sie als Schulsprecher an­
gehören. Im Verhinderungsfall eines Schulsprechers ist sein Stell­
vertreter wahlberechtigt, sofern der Verhinderte dies schriftlich 
bestätigt; ist der verhinderte Wahlberechtigte dazu nicht im Stande, 
hat der SChulleiter den Verhinderungsfall schriftlich zu bestäti­
gen. Diese Bestätigungen sind vom Schulleiter zu beglaubigen. 

(2) Wählbar sind für den betreffenden Schulartbereich 

1. die Schulsprecher und deren 'Stellvertreter, 
2. an ganzjährigen Berufsschulen die Schulsprecher und die 

Tagessprecher und 

3. die Mitglieder, die einer Landes-, Bundes- oder Zentrallehr­
anstaltenschülervertretung am Tag der Wahlausschreibung (I 9 
Abs. 1) angehören. 

215/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 9 von 65

www.parlament.gv.at



- 5 -

Wahlausschreibung; Verzeichnis der Wahlberechtigten 
und der Wählbaren 

§ 9. (1) Die Wahl der Mitglieder und der Ersatzmitglieder ist 
von der Wahlkommission (§ 10 Abs. 1) unter Bekanntgabe des Wahl­
tages, der Wahlzeit und des Wahlortes spätestens vier Wochen vor dem 
Wahltag auszuschreiben und den Wahlberechtigten (§ 8 Abs. 1 erster 
Satz) so rechtzeitig bekanntzugeben, daß ihnen die Verständigung 
spätestens drei Wochen vor der Wahl zugestellt werden kann. 

(2) Die Wahlkommission hat ein Verzeichnis der am Tag der Wahl­
ausschreibung Wahlberechtigten (§ 8 Abs. 1 erster Satz) und Wähl­
baren (§ 8 Abs. 2) anzufertigen. Das Wahlverzeichnis ist, gerechnet 
vom Tag der Wahlausschreibung an, durch mindestens zwei Wochen beim 
Landesschulrat zur Einsicht aufzulegen. Gleichzeitig ist es allen 
Schulen der im § 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Schulartbereiche zu 
übermitteln, die es gleichfalls durch den vorbezeichneten Zeitraum 
zur Einsicht aUfzulegen haben. 

(3) Gegen die Richtigkeit un"d die VOllständigkeit des .Wahlver­
zeichnisses kann jeder Wahlberechtigte (§ 8 Abs. 1 erster Satz) und 
jeder Wählbare (§ 8 Abs. 2) während des AUflagezeitraumes bei der 
Wahlkommission Einwendungen erheben. HierUber hat die Wahlkommission 
innerhalb von drei Tagen zu entscheiden. Gegen die Entscheidung der 
Wahlkommission ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht zulässig. 

Wahlkommission 

§ 10. (1) Zur Vorbereitung und Durchführung der Wahl ist beim 
Landesschulrat eine Wahlkommission zu bilden. 

(2) Die Wahlkommission besteht aus drei Mitgliedern, die vom 
Präsidenten des Landesschulrates aus dem Kreis der Beamten des Lan­
desschulrates zu bestellen sind. Sie hat bei ihrem ersten Zusammen­
treten aus ihrer Mitte mit einfacher Stimmenmehrheit einen Vor­
sitzenden zu wählen. Der Landesschulsprecher sowie die drei Be­
reichsstellvertreter sind berechtigt, an den Sitzungen der Wahlkom­
mission als Wahl zeugen ohne Stimmrecht teilzunehmen. 

(3) Für jedes Mitglied der Wahlkommission ist ein Ersatzmit­
glied vorzusehen, das im Fall der Verhinderung des betreffenden Mit­
gliedes an dessen Stelle zu treten hat. Die Ersatzmitglieder sind in 
gleicher Weise wie die Mitglieder zu berufen. 
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Wählerversammlung und Durchftlhrung der Wahl 

§ 11. (1) Die Wahlberechtigten und die Wählbaren fUr die Wahl 
der Lande.schUlervertretung haben das Recht, am Wahltag zu einer 
Wählerversammlung zusammen·zutreten, um die Kandidaten fUr die Wahl 
besser kennenzulernen. Der Landesschulrat hat hiefUr geeignete Räume 
zur VerfUgung zu stellen und die Teilnahmeberechtigten von Ort und 
Zeit der Wählerversammlung zu verständigen. 

(2) Die Wahl ist geheim. Das Wahlrech~ ist pers5nlich durch 
Ubergabe des in dem Wahlkuvert liegenden Stimmzettels an die Wahl­
kommission auszuUben. Der Landesschulrat kann durch Verordnung fUr 
bestimmte oder alle Schularten verfUgen, daß die Stimmabgabe auch an 
der eigenen Schule und an einer anderen öffentlichen Berufsschule 
oder mittleren oder h5heren Schule zulässig ist, wenn auf dies'e 
Weise eine Vereinfachung oder Beschleunigung des Wahlverfahrens oder 
eine Erleichterung der Stimmabgabe erreicht wird; in dieser Verord­
nung ist auch die Frist fUr die Stimmabgabe festzulegen, die nicht 

länger als eine Woche sein darf. 

Stimmzettel, Wahlkuvert 

§ 12. (1) Gleichzeitig mit der Wahlausschreibung hat die Wahl­
kommission den Wahlberechtigten (§ 8 Abs. 1 erster Satz) einen 
Stimmzettel Und ein Wahlkuvert zuzustellen. 

(2) Stimmzettel und Wahlkuverts mUssen zumindest fUr die ein­
zelnen im § 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Schulartbereiche die 
gleiche Größe, Farbe und Beschaffenheit aufweisen. 

(3) Auf dem Stimmzettel sind ,durch Druck oder sonstige Verviel­
fältigungen untereinander so viele Zeilen zu setzen und an der 
linken Seite mit so vielen arabischen Ziffern forlaufend zu nume­
rieren, als Mitglieder und Ersatzmitglieder zu wählen sind. Auf der 
rechten Seite jeder Zeile sind d~e Wahlpunkte anzugeben. Die Wahl­
punkte haben in umgekehrter arithmetischer Reihenfolge zu den links 
eingesetzten Ziffern zu stehen. Die Mitte jeder Zeile ist fUr die 
AusfUllung durch den Wähler freizuhalten. 

Ausftlllen und Wertung des Stimmzettels 

§ 13. (1) Von den Wahlberechtigten sind auf dem Stimmzettel 
untereinander so viele Namen (Familien- und Vorname) zu verzeichnen, 
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als Mitglieder und Ersatzmitglieder aus einem dar im § 6 Abs. 1 Z 1 
bis 3 genannten Schulartbereiche zu wählen sind. Hiebei hat ein ge­
trenntes Verzeichnen nach Mitgliedern und Ersatzmitgliedern zu 
unterbleiben. Enthält ein Stimmzettel mehr Namen, als Mitglieder und 
Ersatzmitglieder zu wählen sind, so sind' die Uber diese Zahl im 
Stimmzettel eingesetzten Namen unberücksichtigt zu lassen. Enthält 
er weniger Namen, so wird deshalb seine GUltigkeit nicht beeinträch­
tigt. 

(2) Der auf dem Stimmzettel an erster Stelle Gereihte erhält so 
viele Wahlpunkte, als Mitglieder und Ersatzmitglieder zu wählen 
sind. Der an zweiter und weiterer Stelle Gereihte erhält jeweils um 
einen Wahlpunkt weniger. 

(3) Ist derselbe Name auf einem Stimmzettel mehrmals verzeich­
net, so ist er bei der Zählung der Wahlpunkte nur an der Stelle mit 
der höchsten Zahl von Wahlpunkten zu berUcksichtigen. 

(4) Stimmen, die auf einen nicht Wählbaren entfallen, sind un­
gültig. 

Ungültigkeit des· Stimmzettels 

§ 14. (1) Der Stimmzettel ist ungUltig, wenn ein anderer als 
der von der Wahlkommission zugestellte Stimmzettel verwendet wurde 
oder wenn er durch Beschädigung derart beeinträChtigt wurde, daß 
nicht mehr eindeutig hervorgeht, wem der Wähler seine Stimmen geben 
wollte. 

(2) Worte, Bemerkungen oder Zeichen, die auf den von der Wahl­
kommission zugestellten Stimmzetteln außer zur Bezeichnung eines 
Wählbaren angebracht werden, beeinträChtigen die GUltigkeit eines 
Stimmzettels nur, wenn dadurch nicht mehr eindeutig hervorgeht, wem 
der Wähler seine Stimme geben wollte. 

Zihlen und VerzeiChnen der Wahlpunkte 

§ 15. (1) Die Wahlkommission hat die Abgabe des Stimmzettels im 
Wahlverzeichnis (§ 9 Abs. 2) zu vermerken. Wurde eine Wahlberechtig­
ter (§ 8 Abs. 1 erster Satz) durch eine zur Vertretung bei der Wahl 
berechtigte Person vertreten (§ 8 Abs. 2 zweiter Satz), ist dies im 
Wahlverzeichnis, zu vermerken. 
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(2) Nach Schluß der Wahl hat die Wahlkommission die auf die 
einzelnen Wählba~en entfallenen Wahlpunkte zu zählen und die Zahl 
der Wahlpunkt in der über den Wahlvorgang aufzunehmenden Nieder­
schrift (§ 18 Abs. 1) ersichtlich .zu machen. 

Wertung der Wahlpunkte 

§ 16. (1) Von den Wählbaren sind entsprechend der Zahl der zu 
wählenden Mitglieder und Ersatzmitglieder die mit der h8heren Zahl 
an Wahlpunkten als Mitglieder und die mit der niedrigeren Zahl an 
Wahlpunkten als Ersatzmitglieder einer Landesschülervertretung ge­

wählt. 

(2) Wenn infolge gleicher Zahl an Wahlpunkten mehr Wählbare als 
zu wählen sind, als Mitglieder oder Ersatzmitglieder in Betracht 
kommen, so entscheidet das vom Vorsitzenden der Wahlkommission (§ 10 
Abs. 2) zu ziehende Los darüber, wer als Mitglied und wer als Er­
satzmitglied gewählt ist. Wenn gewählte Ersatzmitglieder die gleiche 
Zahl an Wahlpunkten erreicht haben, so entscheidet in gleicher Weise 
das Los über die Reihenfolge des Eintretens für jene Mitglieder, 
deren Funktionsdauer während des Schuljahres beendet worden ist 
(§ 7 Abs. 4). 

Landesschulsprecher, Bereichsstellvertreter 

§ 17. (1) Jede Landesschülervertretung hat in ihrer ersten 
internen Sitzung einen Landesschulsprecher und getrennt nach den im 
§ 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Schulartbereichen, drei Bereichs­
stellvertreter bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mit­
glieder mit einfacher Mehrheit der abgegebenengültige~ Stimmen zu 
wählen. Bei Stimmengleichheit entscheidet das vom Wahlvorsitzenden 
zu ziehende Los. Den Wahlvorsitz führt ~as älteste anwesende Mit­
glied. Sind weniger als die Hälfte der Mitglieder zu Sitzungsbeginn 
anwesend, so k8nnen nach dem Verstreichen einer Stunde die Wahlen 
bei Anwesenheit von mindestens einem Drittel der Wahlberechtigten 
durchgeführt werden, wenn mindestens ein Wahlberechtigter aus jedem 
Schulartbereich (§ 6 Abs. 1 Z 1 bis 3) anwesend ist. Die Durchfüh­
rung von Wahlen ist bis zum Ende der internen Sitzung zulässig. 

(2) Den Vorsitz in der LandesschUlervertretung fUhrt der Lan­
desschulsprecher, im Falle seiner Verhinderung ein von ihm bezeich­
neter Bereichsstellvertreter. 
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Beurkundung des Wahl vorganges und Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses 

§ 18. (1) Ober den Wahlvorgang i~t eine Niederschrift aufzuneh­
men, die alles Wesentliche zu enthalten hat, von den Mitgliedern der 
Wahlkommission zu unterfertigen und mit der Wahlausschreibung, dem 
Wahlverzeichnis und den abgegebenen Stimmzetteln unter Verschluß 
bei~ Landesschulrat aufzubewahren ist. Jeder Wahlberechtigte kann in 
diese Akten Einsicht nehmen. , 

(2) Das Ergebnis der Wahl ist den gewählten Mitgliedern und Er­
satzmitgliedern sowie dem Präsidenten des Landesschulrates bekannt­
zugeben. Dieser hat d~s Wahlergebnis durch Anschlag an der Amtstafel 
kundzumachen und den betroffenen Schulen zur Kundmachung zu Uber­
mitteln. 

Anfechtung der Wahl 

§ 19. (1) Die Wahl zu einer LandesschUlervertretung kann von 
jedem Wahlberech~igten innerhalb von zwei Wochen ab der Kundmachung 
der Wahl durch den Präsidenten des Landesschulratesbeim Landes­
schulrat angefochten werden. Die Anfechtung ist jedoch unzulässig, 
wenn sie sich auf GrUnde stUtzt, die bereits durch Einwendungen ge­
mäß § 9 Abs. 3 hätten geltend gemacht werden können oder erfolglos 
geltend gemacht worden sind. 

(2) Ober die Anfechtung entscheidet der Landesschulrat. Gegen 
die Entscheidung ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht zulässig. 

(3) Auf Grund der Anfechtung ist die Wahl so weit fUr ungUltig 
zu erklären, als Bestimmungen Uber das Wahlverfahren verletzt worden 
sind und durch diese Rechtswidrigkeit das Wahlergebnisse beeinflußt 
werden konnte. 

RQcktritt des Landesschulsprechers, der Bereichsstellvertreter 

§ 20. (1) Der Landesschulsprecher (Bereichsstellvertreter) kann 
im Rahmen einer in-ternen Sitzung (§ 31) von seiner Funktion zurUck­
treten. In diesem Fall ist in derselben Sitzung die Neuwahl eines 
Landesschulsprechers (Bereichsstellvertreters) durchzufUhren. § 17 
Abs. 1 ist anzuwenden. 

(2) Gemäß Abs. 1 zurUckgetretene Landesschulspre~her (Bereichs­
stellvertreter) bleiben weiterhin Mitglieder der LandesschUlerver­
tretung. 
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Abwahl des Landesschulsprechers, der Bereichsstellvertreter 

§ 21. (1) Zur Abwahl eines Landesschulsprechers (Bereichsstell­

vertreters) ist auf Antrag eines Drittels der Mitglieder der Landes­
schülervertretung binnen zwei Wochen ab der Antragstellung eine in­
terne Sitzung einzuberufen (§ 31 Abs. 2). Diese interne Sitzung hat 
binnen weiterer zwei Wochen stattzufinden. Unterbleibt die Einberu­
fung der Sitzung, hat der Präsident des Landesschulrats eine interne 
Sitzung zur Abwahl des LandesschuLsprechers (Bereichsstellvertre­
ters) einzuberufen, welche innerhalb weiterer zwei Wochen stattzu­
finden hat. 

(2) Für die Abwahl eines Landesschulsprechers(Bereichsstell­
vertreters) ist die Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder der Lan­
desschülervertretung und eine Mehrheit von zwei Dritteln der abge­
gebenen gültigen Stimmen erforderlich. 

(3) Im Anschluß an die erfolgte Abwahl des Landesschulsprechers 
(Bereichsstellvertreters) ist eine Neuwahl des Landesschulsprechers 
(Bereichsstellvertreters) durchzuführen. § 17 Abs. 1 ist anzuwenden. 

(4) Abgewählte Landesschulsprecher (Bereichsstellvertreter) 
bleiben weiterhin Mitglieder der Landesschülervertretung. 

3. ABSCHNITT 

Mitgliedschaft zur Bundesschülervertretung 

Zusammensetzung der Bundesschülervertretung 

§ 22. (1) Der Bundeschülervertretung gehören dreißig Mitglieder 

an und zwar 

1. die Landesschulsprecher aus allen Bundesländern sowie jene 
Bereichsstellve~treter, die nicht dem Schulartbereich des 
jeweiligen Landesschulsprechers angehören; 

2. drei Mitglieder aus dem Bereich der Zentrallehranstalten (je 
ein Mitglied aus dem Bereich der Höheren Interna~sschulen 
des Bundes, aus dem Bereich der Höheren technischen und ge­
werblichen Lehranstalten und des Bundesinstituts für Heimer­
ziehung in Baden sowie aus dem Bereich der land- und forst­
wirtschaftlichen SChulen). 

215/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 15 von 65

www.parlament.gv.at



- 11 -

(2) Als Mitglieder gemäß Abs. 1 Z 2 sind von der Zentrallehr­
anstaltenschülervertretung, getrennt nach den im § 26 genannten 
Schulbereichen, die drei Mitglieder mit der jeweils höchsten Zahl an 
Wahlpunkten, als Ersatzmitglieder die drei Mitglieder mit der je­
weils zweithöchsten Zahl an Wahlpunkten zu entsenden. Wenn infolge 

'gleicher Zahl an Wahlpunkten zwei Mitglieder der Zentrallehranstal­
tenschülervertretung als Mitglied oder Ersatzmitglied in Betracht 
kommen, so entscheidet das vom Vorsitzenden der Wahlkommission zu 
ziehende Los darüber, wer in die Bundesschülervertretung. als Mit­
glied und wer al~ Ersatzmitglied zu entse~den ist. 

(3) Im Falle des Rücktritts eines Mitgliedes der Bundesschüler­
vertretung ist der neu gewählte Landesschulsprecher bzw. Bereichs­
stellvertreter Mitglied der Bundesschülervertretung. 

(4) Im Falle der vorübergehenden Verhinderung eines Mitgliedes 
der Bundesschülervertretung werden 

1. Mitglieder aus der Zentrallehranstaltenschülervertretung 
durch ihre Ersatzmitglieder und 

2. alle anderen Mitglieder der Bundesschülervertretung durch 
jenes Mitglied der Landesschülervertretung, welches die 
höchste Punktezahl aufweist, 

vertreten. 

Bundesschulsprecher, Stellvertreter 

§ 23. Die Bundesschülervertretung hat zu Beginn der ersten 
internen Sitzung (§ 31) aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden (Bundes­
schulsprecher) und get~ennt nach den im § 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 genann­
ten Schulartbereichen, drei Stellvertreter bei Anwesenheit von min­
destens der Hälfte der Mitglieder mit einfacher Mehrheit der abgege-

\ 

benen gültigen Stimmen zu wählen. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das vom Wahlvorsitzenden zu ziehende Los. Den Wahlvorsitz führt das 
älteste anwesende Mitglied. Sind weniger als die Hälfte der Mitglie­
der zu Sitzungsbe~inn anwesend, so können nach dem Verstreichen 
einer Stunde die Wahlen bei Anwesenheit von mindestens einem Drittel 
der Wahlberechtigten durchgeführt werden, wenn mindestens ein Wahl­
berachtigter aus jedem Schulartbereich anwesend ist. Die Durchfüh­
rung von Wahlen ist bis zum Ende der inte~nen Sitzung zulässig. Bis 
zum Abschluß der Wahlen hat der Wahlvorsitzende auch den Sitzungs­
vorsitz. 

215/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)16 von 65

www.parlament.gv.at



- 12 -

Rttcktritt des Bundesschulsprechers, der Stellvertreter 

§ 24. (1) Der Bundesschulsprecher (Stellvertreter) kann im 
Rahmen einer internen Sitzung (§ 31) von seiner Funktion zurUck­
treten. In diesem Fall ist in derselben Sitzung die Neuwahl eines 
Bundesschulsprechers (Stellvertreters) durchzufUhren. § 23 ist anzu­
wenden. 

(2) Gemäß Abs. 1 zurUckgetretene Bundesschulsprecher (Stellver­
treter) bleiben weiterhin Mitglieder der BundesschUlervertretung. 

Abwahl des Bundesschulsprechers, der Stellvertreter 

§ 25. (1) Zur Abwahl des Bundesschulsprechers (Stellvertreters) 
ist auf Antrag eines Drittels der Mitglieder d~r BundesschUlerver­
tretung binnen zwei Wochen ab der Antragsteilung eine interne 
Sitzung einzuberufen (§ 31 Abs. 2). Diese interne Sitzung hat binnen. 
weiterer zwei Wochen stattzufinden. Unterbleibt die Einberufung 
dieser Sitzung, hat der Bundesminister fUr Unterricht, Kunst und 

. Sport auf Antrag eines Drittels der Mitglieder der BundesschUlerver­
tretung eine interne Sitzung zur Abwahl des Bundesschulsprechers 
(Stellvertreters) einzuberufen, welche innerhalb weiterer zwei 
Wochen stattzufinden hat. 

(2) FUr die Abwahl des Bundesschulsprechers ist die Anwesenheit 
der Hälfte der Mitglieder der BundesschUlervertretung und eine Mehr­
heit von zwei Dritteln der abgegebenen gUltigen Stimmen erforder­
lich. 

(3) Abgewählte Bundesschulsprecher (Stellvertreter) bleiben 
weiterhin Mitglieder der BundesschUlervertretung. 

4. ABSCHNITT 

Mitgliedschaft zur ZentrallehranstaltenschUlervertretung 

Zusammensetzung der ~entrallehranstaltenschttlervertretung 

§ 26. Der ZentrallehranstaltenschUlervertretung gehören' sechs 
Mitglieder an, und zwar zwei Mitglieder aus dem Bereich der Höheren 
Internatsschulen des Bundes, aus dem Bereich der H&heren technischen 
und gewerblichen Lehranstalten und des Bundesinstitutes fUr Heimer­
ziehung in Baden sowie a~s dem Bereich der l~nd- und forstwirt-
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schaft lichen Schulen (der h5heren land- und forstwirtschaftlichen 
Lehranstalten, der land- und forstwirtschaftlichen Fachschulen und 
der F6rstfachschulen). 

Funktionsdauer 

§ 27. Die Funktionsdauer eines Mitgliedes und eines Ersatzmit­

gliedes endet durch Zeitablauf, Rücktritt und durch Beendigung des 
Schulbesuches (§ 33 SchUG). Im letztgenannten Fall durch einen 
Schulwechsel nur, sofern das Mitglied den bisherigen SChulartbereidh 
(§ 26) verl~ßt oder den schulbeh5rdlichen Zuständigkeitsbereich 
wechselt. Das Antreten zur ReifeprUfung, Reife- und Bef~higungsprU­
fung, Befähigungs- oder AbschlußprUfung beendet nicht die Funktions­
dauer. 

Anwendung von Bestimmungen des 2. Abschitts 

§ 28. (1) § 7 Abs. 1, 2 und 4 und die §§ 8 bis 16 sowie 18 bis 
21 sind mit folgenden Abweichungen anzuwenden: 

1. In den §§ 7 Abs. 1, 11 Abs. 1, 16 Abs. 1, 19 Abs. 1,20 

Abs. 2 und § 21 tritt an die Stelle der LandesschUlervertre­
tung die ZentrallehranstaltenschUlervertretung; 

2. In den §§ 7 Abs. 1, 8 Abs. 1, 9 Abs. 2, 12 Abs. 2 und § 13 

Abs. 1 treten an die Stelle der im § 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 ge­
nannten Schulartbereiche die im § 26 genannten Schulart­
bereiche; 

3. In den §§ 9 Abs. 2, 10 Abs. 1 und Abs. 2, 11 Abs. 1 und § 18 
Abs. 1 tritt an die Stelle des Landesschulrates das Bundes­
ministerium fUr Unterricht, Kunst und Sport; 

4. In den §§ 10 Abs. 2, 18 Abs. 2, 19 Abs. 1 und § 21 Abs. 1 
tritt an die Stelle des Präsidenten des Landesschulrates der 
Bundesminister fUr Unterricht, Kunst und Sport; 

5. Im § 10 Abs. 2 und den §§ 20 und 21 tritt an die Stelle des 
Landesschulsprechers und der Bereichsstellvertreter der Zen­
trallehranstaltensprecher und dessen Stellvertreter; 

6. Im § 19 Abs. 1 und Abs. 2 tritt an die Stelle des Landes­
schulrates der Bundesminister fUr Unterricht, Kunst- und 
Sport. 

-(2) § 11 Abs. 2 ist Uberdi~s mit der Maßgabe anzuwenden, daß an 
die Stelle der pers5nlichen Stimmabgabe die Stimmabgabe auf dem Wege 
durch die Post tritt und der Bundesminister fUr Unterricht, Kunst 
und Sport alle erforderlichen Vorkehrungen fUr die Wahrung des Wahl-
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geheimnisses zu treffen hat. Der Bundesminiater fUr Unterricht, 
Kunst und Sport hat überdies durch Verordnung eine Frist ~Ur die 
Stimmabgabe festzulegen. Verordnungen zur Festlegung der Frist fUr 
die Stimmabgabe sind durch Anschlag an den betreffenden Schulen 
kundzumachen und treten, soweit darin nicht anderes bestimmt ist, 
mit Ablauf des Tages des Anschlages in der Schule in Kraft. Die 
Wahlberechtigten sind in geeigneter Weise auf diese Kundmachungen 

hinzuweisen. 

(3) Auf die DurchfUhrung von Neuwahlen des Zentrallehranstal­

tensprechers (Stellvertreters) ist § 29 anzuwenden. 

Zentra1lehranstaltensprecher, Stellvertreter 

§ 29. Die ZentrallehranstaltenschUlervertretung hat zu Beginn 
der ersten internen Sitzung aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden (Zen­
trallehranstaltensprecher) und dessen Stellvertreter bei Anwesenheit 
von mindestens der Hälfte der Mitglieder mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen zu w~hlen. Bei Stimmengleichheit ent­
scheidet das vom Wahlvorsitzenden zu ziehende Los. Den Wahlvorsitz 
fUhrt das älteste anwe~ehde Mitglied. Sind weniger als die Hälfte 
der Wahlberechtigten zu Sitzungsbeginn anwesend, so kann nach dem 
Verstreichen einer Stunde die Wahl bei Anwesenheit von mindestens 
einem Drittel der Wahlberechtigten durchgeführt werden, wenn min­
destens ein Wahlberechtigter aus jedem Schulartbereich (§ 26) an­
wesend ist. Die DurchfUhrung von Wahlen ist bis zum Ende der inter­
nen Sitzung zulässig. 

5. ABSCHNITT 

Verfahren der SchUlerbeir~te 

Beratungen 

§ 30. (1) Die SChülervertretungen haben die ihnen übertragenen 
AUfgaben (§§ 2 und 3) in internen Sitzungen und in gemeinsamen 

Sitzungen mit Vertretern der Schulbehörden zu beraten. 

(2) Die SChUlervertretungen können durch Beschluß (§ 34) im 
Rahmen der ihnen Ubertragenen Aufgaben die Erledigung einzelner An­
gelegenheiten, die nur jeweils eine Schul art betreffen, spezifischen 
BereichsausschUssen übertragen. Ober die Tätigkeit dieser AusschUsse 
ist in den internen Sitzungen der jeweiligen SchUlervertretung zu 

berichten. 
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(3) Die Sitzungen sind nicht. 6ffentlich. 

Einberufung von Sitzungen 

§ 31. (1) Die erste\ interne Sitzung der BundesschUlervertretung 
und die erste interne Sitzung der ZentrallehranstaltenschUlervertre­
tung ist vom Bundesminister fUr Unterricht, Kunst und Sport bis zum 
15. Oktober des jeweiligen Schuljahres einzuberufen. 

(2) Interne Sitzungen einer SChUlervertretung sind von ihrem 
Vorsitzenden, im Falle der Verhinderung von dessen Stellvertreter 
nach Bedarf unter Bekanntgabe des Tagungsortes, des Tagungszeitpunk­
tes und d~r Tagesordnung einzuberufen. Eine Sitzung, mit Ausnahme 
der ersten internen Sitzung, ist innerhalb von zwei Wochen einzube­
rufen, wenn dies schriftlich unter Bekanntgabe des Beratungsgegen­
standes wenigstens von einem Drittel der Mitglieder verlangt wird. 

(3) H5chstens vier g~meinsame Sitzungen einer LandesschUlerver­
tretung mit Vertretern des Landesschulrates sind vomPr~sidenten des 
Landesschulrates, h6chstens vier gemeinsame Sitzungen der Zentral­
lehranstaltenschUlervertretung mit Vertretern des Bundesministeriums 
fUr Unterricht, Kunst und Sport und h6chstens vier gemeinsame 
Sitzungen der BundesschUlervertretung mit Vertretern des Bundesmini­
steriums fUr Unterricht, Kunst und Sport sind vom Bundesminister fUr 
Unterricht, Kunst und Sport einzuberufen. Tagungsort, Tagungszeit 
und Tagesordnung sind mit der Einberufung bekanntzugeben. 

Leitung der Sitzungen 

S 32. (1) Die internen Sitzungen einer SchUl er vertretung werden 
von ihrem Vorsitzenden, im Falle der Verhinderung von dessen Stell­
vertreter, geleitet. 

(2) Die gemeinsamen Sitzungen einer LandesschUlervertretung 
werden vom Pr~sidenten des Landesschulrates oder von einem von ihm 
zu bestellenden Beamten des Landesschulrates, die gemeinsamen 
Sitzungen der ZentrallehranstaltenschUlervertretung und der Bundes­
sChUlervertretung vom Bundesminister fUr Unterricht, Kunst und S~ort 
oder von einem von ihm zu bestellenden Beamten des Bundesministe­
riums für Unterricht, Kunst und Sport geleitet. 

215/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)20 von 65

www.parlament.gv.at



- 16 -

Niederschrift 

§ 33. Ober jede interne und jede gemeinsame Si~zung und Uber 
Sitzungen der BereichsausschUsse ist ein Protokoll anzufertigen, das 
den Gang und das Ergebnis der Bera~ungen festzuhalten hat~ Der 
SchriftfUhrer ist vor Beginn jeder Sitzung vom Vorsitzenden zu be­
stimmen. 

Beschlußfassung 

§ 34. (1) Eine SChUlervertretung ist im Rahmen ihrer internen 
Sitzungen beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder 
anwesend ist. FUr einen Beschluß ist die einfache Mehrheit der abge­
gebenen gUltigen Stimmen erforderlich. Nach dem Verstreichen einer 
Stunde ab Sitzungsbeginn genUgt fUr das Zustandekommen eines Be­
schlusses die Anwesenheit eines Drittels der Mitglieder, wenn min­
destens je ein Mitglied ,aus jedem Schulartbereich anwesend ist sowie 
die elnfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

(2) Auf die Beschlußfassung in BereichsausschUssen ist Abs. 1 

erster und zweiter Satz anzuwende~. 

Einladung von Sachverständigen und Beobachtern 

§ 35. (1) Zu den einzelnen internen und gemeinsamen Sitzungen 
einer SChUlervertretung sowie zu den BereichsausschUssen können 
Sachverständige, die einer SChUlervertretung als Mitglied nicht an­
gehören, eingeladen werden, wenn dies im Hintrlick auf den Beratungs­
gegenstand zweckmäßig ist, die Finanzierung sichergestellt ist und 
die Kosten dem Grundsatz der Sparsamkeit und Angemessenheit entspre­
chen. Ober die Einladung von Sachverst~ndigen entscheidet der jewei­
lige Vorsitzende. 

(2) Soll ein Vertreter von Jugendorganisationen als Sachver­
ständiger eingeladen werden, so hat die die betreffende SchUl er ver­
tretung bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder mit 
einfacher Mehrheit zu beschließen. 

(3) Zu gemeinsamen Sitzungen einer LandesschUlervertretung kann 
der Präsident des Landesschulrates zwei Vertrater der FachausschUsse , 
beim Landesschulrat, zwei Vertreter von repräsentativen Jugend­
organisationen und zwei Vertreter von reprä~entativen Eltern- und 
Familienorganisationen als Beobachter einladen. 
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(4) Zu gemeinsamen Sitzungen der ZentrallehranstaltenschUler­
vertretung und der BundesschUlervertretung kann der Bundesminister 
für Unterricht, Kunst und Sport zwei Vertreter der ZentralausschUsse 
beim Bundesministerium für" Unterricht, Kunst und Sport, zwei Vertre­
ter von repräsentativen Jugendorganisationen und zwei Vertreter von 
repräsentativen Eltern- und Familienorganisationen als Beobachter 
einladen. 

Ehrenamt 

§ 36. (1) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder der Schüler­
vertretungen sowie die allenfalls beigezogenen Sachverständigen und 
Beobachter üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 

(2) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder der SChülervertre­
tungen haben Anspruch auf Reisegebühren im Sinne der ReisegebUhren­
vorschrift 1955, BGB1.Nr. 133, in der jeweils geltenden Fassung, ge­
mäß der GebUhrenstufe 1. Die Nächtigungsgebühr entfällt bei amt­
licher Beistellung unentgeltlicher Unterkunft. 

Geschäftsordnung 

§ 37. Jede SchUlervertr~tung hat un~er Anwendung des § 34 
Abs. 1 eine Geschäftsordnung zu beschließen, die die näheren Bestim­
mungen über die Geschäftsführung der Schülerve~tretung und der Be­
reichsausschüsse zu enthalten hat. 

Personal- und Sachaufwand 

§ 38. Für die Sacherfordernisse der SChülervertretungen und fUr 
die Besorgung ihrer Kanzleigeschäfte ist im Rahmen. der Landesschul­
räte bzw. des Bundesministeriums für Unterricht, Kunst und Sport 
Vorsorge zu treffen. Die Kosten hat der Bund zu tragen. 

Inkrafttreten und Vollziehung 

§ 39. (1) Dieses Bundesgesetz tritt ~it 1. September 1990 in 
Kraft. Für die Wahl der Mitgli~derund der Ersatzmitglieder einer 
Landesschülervertreturig für das SChuljahr 1990/91 sind bereits die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes anzuwenden. 
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(2) Verordnungen aufgrund dieses Bundesgesetzes können bereits 
von dem seiner Kundmachung folgenden Tag an erlassen werden. Sie 
treten frUhestens mit dem im Abs. 1 bezeichneten Zeitpunkt in Kraft. 

(3) Mit dem Inkraft~reten dieses Bundesgesetzes tritt das Bun­

desgesetz BGB1.Nr. 56/1981 außer Kraft. 

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundes­
minister für Unterricht, Kunst und Sport betraut •. 
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VOR B L A T T 

Probleme: 

Das Bund~sgesetz über die Einrichtung einer Uberschu1ischen SchUl er­
vertretung aus dem Jahre 1981 hat sich in seiner grundsätzlichen 
Konzeption bewährt. Es. besteht jedoch Obereinstimmung dahingehend, 
daß 

- die Tätigkeit der SChU1erbeiräte auch Züge einer Interessenvertre­
tung in sich birgt, die gestärkt werden sollen; 

- die Mehrfachbelastung von Spitzenfunktionären der SChU1ervertreter 
(Landesschulsprecher, Bundesschulsprecher und deren Stellvertre­
ter) abgebaut werden sollen; 

- Verbesserungen im formalen Bereich erforderlich sind. 

L5sung: 

Eine L5sung der aufgezeigten Probleme soll einerseits die Beirats­
funktion der SChU1ervertretungen beibehalten, andererseits eine Aus-" 
richtung ihrer Tätigkeit nach den spezifischen Interessensituationen 
der SchU1er erm5g1ichen und dadurch verstärkt Funktionen einer 
Interessenvertretung Ubernehmen k5nnen. 

Inhalt: 

1. Unter grundsätzlicher Beibehaltung der bewährten Struktur der 
SChUlerbeiräte werden diese als SChUlervertretungen konzipiert 
und ihre Aufgabenbereiche zusätzlich interessenbezogen ausgerich­
tet. 

2. Die EinfUhrung von m5glichen Funktionstrennungen fUr Spitzenfunk­
tionäre (Bundesschulsprecher, Landesschulsprecher). 

3. F1exibilisierung der SChU1ervertretungen durch die Möglichkeit 
der Einsetzung von BereichsausschUssen mit spezifisch schulart­
bezogenen Aufgaben. 

4. Änderungen im formalen Bereich (Möglichkeit der Abwahl und Neu­
wahl von Spitzenfunktionären der Sc~U1ervertretungen). 

Kosten: 

Keine. 
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E R L Ä U T E RUN GEN 

I. Allgeme~ner Teil: 

Das Bundesgese~z über die Einrichtung einer überschulischen SChüler­
vertreturi$ fixierte in den Grundzügen einen in das Jahr 1971 zurück­
reichenden Rechtszustand. In diesem Jahr wurden beim Bundesministe­
rium für Unterricht und Kunst ein Bundes-Schülerbeirat und in den 
folgenden Jahren bei den einzelnen Landesschulräten Landes-Schüler­
beiräte eingerichtet. Diese Schülervertretungen dienten und dienen 
noch heute vornehmlich der Beratung der Schulbehörden, verstehen 
sich aber darüberhinaus als Element einer überschulischen Schüler­
vertretung auf Landes- bzw. Bundesebene und tragen schon derzeit 
Züge einer Interessenvertretung der Schüler. 

Schon vor Schaffung des SChülervertretungsgesetzes hat es intensive 
Diskussionen über die Funktion der einzurichtenden SChülervertretun­
gen gegeben. Damals (insbesondere in einer Sitzung der Schulreform­
kommission vom 1. Dezember 1978) ist man übereingekommen, den 
SChülerbeiräten primär eine Beratungsfunktion zuzumessen. 

Im Jahre 1986 wurden auf Initiative Bundes-Schülerbeirates im Bun­
desministerium für Unterricht, Kunst und Sport Gesprächsrunden über 
eine Novellierung des SChülervertretungsgesetzes aufgenommen. Pri­
märe Zielrichtung der Schülervertreterdamals war die gesetzliche 
Verankerung einer überschulischen SChülervertretung in Form einer 
Interessenvertretung der Schülerschaft als Körperschaft des öffent­
lichen Rechts. Da über diese wesentliche Frage keine Einigung er­
zielt werden konnte, wurden die Gespräche im Rahmen einer im Bundes­
ministerium für Unterricht, ,Kunst und Sport eingerichteten Arbeits­
gruppe zum SChülervertretungsgesetz im Jahre 1987 wi~deraufgenom­
men. In dieser Arbeitsgruppe konnten zwar einzelne, wesentliche Er­
gebnisse erzielt werden, für die Novellierung des Schülervertre­
tungsgesetzes konnte allerdings mit den Schülervertretern kein 
Grundkonsens gefunden werden. Aus diesem Grund wurden im Jahr 1988 
neuerlich Gespräche mit Vertretern des Bundes-Schülerbeirates und 
des Zentrallehranstaltert-SchQlerbeirates aufgenommen. Der nunmehr 
vorgelegte Entwurf ist ein Ergepnis dieser Beratungen. 

Der vorliegende Entwurf ist von folgenden Oberlegungen getragen: 

1. Zur Frage 'einer Interessenvertretung der Schüler: 

Die Konstruktion der SChülervertretungen als Beiräte soll beibehal­
ten werden. Aufgabe der SChülervertretungen wird auch in Zukunft die 
Beratung der Schulbehörden in schulischen Fragen sein. Zudem soll 
aber eine Vertretung der Interessen der Schüler in Fragen, die die 
Schüler in ihrer Schülereigenschaft betreffen, möglich werden. 
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Sc~on bei der Beschlußfassung des SChUlervertretungsgesetzes im 
Jahr~ 1981 stellte der Unterrichtsausschuß zu dieser Frage ausdrUck­
lich fest (602 Blg. NB XV. GP: "Die vom Gesetz den SchUlerbeir~teri 
Ubertragen~n Aufgaben sind die Beratung von Schulbeh5rden ... und 
diß Beratung der SchUler •.. Dazu stellt der Ausschuß fest, daß es 
den SchUlerbeir~ten - unbeschadet .dieser klar umschriebenen Auf-

-gabenzuweisung - unbeno~men bleibt, Kontakte mit Einrichtungen auf~ 
zunehmen, die sich gleichfalls mit Fragen des Schulwesens befassen, 
wie etwa Eltern- und Familienorganisationen und mit Lehrerorganisa­
tionen." Schon derzeit nehmen SchUlervertr~ter verschiedenste Ver­
tretungs- und Beratungsaufgaben im Bereich von Kommissionen anderer 
Bundesministerien wahr. Es ist auch nicht unUblich, einschl~gige 

EntwUrfe von Gesetzen und Verordnungen dem BundesschUlerbeirat zUr 
begutachtenden Stellungnahme zu Ubermitteln. Ähnliches giltfUr den 
Bereich der L~nder und die LandesschUlerbeir~te. 

Im Zusammenhang mit der St~rkung der Interessenvertretung der SchU­
ler wird vorgeschlagen, die SchUlerbeir~te neu zu benennen: Damit 
wird die im Titel des Gesetzes zum Ausdruck kommende Grundkonzeption 
der Einrichtung einer Uberschulischen SChUlervertretung nunmehr 
fortgefUhrt und findet in der Bezeichnung als Schülervertretungen, 
LandesschUlervertretungen, Zentrallehranstaltung und BundesschUler­
vertretung ihren Niederschlag (zum Aufgabenbereich der SchUlerver­
tretungen siehe den besonderen Teil der Erl~uterungen). In diesem 
Zusammenhang wird auch der Titel des Bundesgesetzes ge~ndert - er 
soll lauten: Bundesgesetz Uber die Uberschulischen SchUlervertretun­
gen (SchUlervertretungengesetz-SchVG). 

2. Entlastung von multifunktionalen Spitzenfunktion~ren der SchUler­
vertreter durch Funktionstrennungen: 

Durch die Verflechtung der LandesschUlervertretungen mit der Bundes­
sChUlervertretung ergibt sich zwangsl~ufig fUr alle SchUlervertreter 
dieser Gremien die Innehabung mehrerer Funktionen. Um Mitglied der 
BundesschUlervertretung zu sein, vereinigt ein SchUler folgende 
Funktionen auf sich: 

- er ist Schulsprecher an der Schule, die er besucht; (innerschu­
lische SChUlervertretun$) und 

- er ist Landesschulsprecher fUr den Schulartbereich, den er be­
sucht, (Uberschulische SChUlervertretung); 

- und daher auch Mitglied der jeweiligen LandesschUlervertretung. 

Schon dieses Beispiel zeigt die M~hrfachbelastung. Diese wi~d durch 
die Anreicherung der Funktion eines Bundesschulsprechers (oder eines 
seiner drei Stellvertreter) noch weiter verst~rkt. Nicht zuletzt we-
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gen einer größeren Anzahl von Sitzungen und Besprechungen und der 
fUr die Tätigkeit eines SchUlervertreters unbedingt erforderlichen 
Kontaktnahme mit anderen SchUlervertretern und SchUlern entsteht da­
durch gerade fUr die Mitglieder der BundesschUlervertretung eine 
nicht unbeträchtliche zeitliche Belastung. 

Diesen Oberlegungen steht das seinerzeitige Konzept gegenUber, das 
folgende Ziele hatte: 

1. durch die sieh aus dem Wahlergebnis unmittelbar ergebenden fUh­
renden Stellungen beim LandesschUlerbeirat und der Mitgliedschaft 
beim BundesschUlerbeirat entstand eine Verringerung des Admini­
strativaufwandes bei den Beiräten durch Vermeidung zusätzlicher 
Wahlvorgänge; 

2. dadurch wurde auch ein rascheres Eintreten in die Arbeiten ermög­
licht, was bei der kurzen Funktionsperiode besonders wichtig er­
schien. 

Eine GegenUberstellung der Vor- und Nachteile der Zielsetzungen im 
. Lichte der Erfahrungen ergibt, daß in gewissem Ausmaß Funktionstren­

nungen fUr Spitzenfunktionäre möglich sein sollten (siehe dazu 
näheres im besonderen Teil der Erläuterungen). 

3. Organisatorisches: 

Probleme haben sich in der Praxis im Zusammenhang mit der ersten 
internen Sitzung insbesondere des Bundes-SchUlerbeira~es ergeben. 
Der Einberufungsmodus erschien als zu s~hwerfällig (Einberufung 
durch den Bundesminister fUr Unterricht, Kunst und Sport auf Antrag 
von mindestens 2 Mitgliedern des Bundes-SchUlerbeirates). In diesem 
Bereich soll eine Vereinfachung Platz greifen. 

Gegen Ende eines Schuljahres konnten manche SChUlerbeiräte mangels 
ausreichender Zahl von anwesenden SChUlervertretern, die Erforder­
nisse fUr eine Beschlußfassung nicht mehr erreichen. Um fUr die 
Dauer eines ganzen Schuljahres die Beschlußfähigkeit einer SchUler­
v~rtretung zu gewährleisten, sollen die Regelungen Uber die Be­
schlußfähigkeit gelockert werden. Dies fUhrt zu einer gewissen 

. Senkung der Präsenzquoren. 

4. Mehr Flexibilität: 

SchUlerbeiräte können derzeit nur im Rahmen ihrer internen Sitzungen 
gUltige Besc~IUsse (Beratungsergebnisse) fassen. Die Zahl der inter­
nen Sitzungen ist allerdings auf 4 Sitzungen pro Schuljahr be-
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schränkt. Diese strikte Regelung hat zur Folge, daß die SchUlerbei­
rät. im Regelfall nicht in der Lage waren, zu aktuellen Anläsaen 
auch aufgrund eines rechtsgUltigen Beschlusses des Gesamtgremiums 
Stellung beziehen zu k5nnen. Diesem mit der Tätigkeit einer Interes­
senvertretung nicht zu vereinbarenden Umstand soll so begegnet wer­
den: 

- A~fhebung der zahlenmäßigen Beschränkung fUr die internen Sitzun­

gen; 
- Einrichtung von BereichsausschUssen, fUr die Erledigung von ein­

zelnen Angelegenheiten, die nur jeweils eine Schulart betreffen. 
Die BereichsausschUsse sollen in diesen spezifischen Aufgaben­
gebieten Beschlußfähigkeit erhalten. 

5. Legistische Feststellungen: 

Die dargestellten Novellierungsbereiche berUhren beinahe alle Be­
stimmungen des derzeitigen Bundesgesetzes Uber die Einrichtung einer 
Uberschulischen $chUlervertretung. GrUnde der Rechtsklarheit und der 
Transparenz geben einer Darstellung der neuen Regelungen im Gesamt­
zusammenhang mit bewährten und beibehaltenen Bestimmungen den Vor­
rang vor der Einzelnovellierung. Der vorgelegte Entwurf umfaßt daher 
das gesamte Gesetz. Der besondere Teil der Erläuterungen erstreckt 
sich nur auf die Abweichungen vom derzeit geltenden Gesetz. 

Ein mit dem Entwurf entsprechendes Bundesgesetz hätte sein Kompe­
tenzgrundlage hins~chtlich der dem Art. 14 B-VG unterliegenden Schu­
len im Art. 14 B-VG, hinsichtlich der im § 2 Abs. 3 genannten land­
und forstwirtschaftlichen Schulen im Art. 14a Abs. 2 lit.a, bund c 
B-VG. 

Die §§ 10 Abs. 2, 18 Aba. 2, 30, 31 Abs. 3 und 32 Abs. 2 unterliegen 
als "Angelegenheiten derSchulbeh5rden des B~ndes in den Ländern" 
den besonderen Beschlußerfordernisaen des Art. 14 Abs. 10 B-VG. 
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11. Besonderer Teil: 

Zu § 1 (Errichtung von Uberschulischen SchUlervertretung~n): 

Wie bereits im allgemeinen Teil der Erläuterungen ausgeführt, ist 
dieser Gesetzentwurf von der Oberlegung getragen, den Tätigkeits~ 
bereich der Schülerbeiräte auch ausdrücklich auf die Interessenver­
tretung in Fragen, die die SchUler in ihrer SchUlereigenschaft be­
treffen, zu erstrecken. Als äußeres Zeichen für die Erweiterung des 
Aufgabenbereiches werden terminologische Änderungen vorgeschlagen: 
Es soll von überschulischen Schülervertretungen, Landesschülerver­
tretungen, der Zentrallehranstaltenschülervertretung und der Bundes­
sChülervertretung die Rede sein. Die diesbezüglichen terminolo­
gischeq Umstellungen wurden in den Oberschriften der einzelnen Ab­
schnitte, Paragraphenüberschriften und in den jeweiligen Einzelbe~ 
stimmungen vorgenommen. 

Im § 1 wurde Uberdies die Bezeichnung des Bundesministeriums für 

Unterricht und Kunst entsprechend dem Bundesministeri~ngesetz 1983 
in der geltenden Fassung auf "Bundesministerium für Unterricht, 
Kunst und Sport" abgeändert. Ebenso wurde die Bezeichnung des 
Bundesministers an den entsprechenden Stellen geändert. 

Zu § 2 (Aufgaben der überschulischen SChUlervertretungen): 

Der § 2, die Bestimmung über die Aufgaben der SChülervertretungen, 
wurde im Entwurf neu gefaßt. Schon bisher zählte zu den Aufgaben der 
Schüleiräte die "Vertretung der Interessen der Schüler". Jedoch war 
diese Interessenvertretung zielgerichtet - sie hatte entsprechend 
dem strikten Wortlaut des Gesetzes im aahmen der Beratung der Schul­
behörden zu erfolgen. § 2 in der Fassung des Entwurfes überträgt den 
SChülervertretungen (LandesschUlervertretungen, Bundesschülervertre­
tung, Zentrallehranstaltenschülervertretung) in Fragen, die Schüler 
in ihrer Schülereigenschaft betreffen, die Vertretung der Interessen 
der Schüler allgemein. Der Kreis der zu vertretenden Schüler richtet 
sich nach dem territorialen bzw. schulartbezogenen Wirkungsbereich 
der einzelnen SChülervertretungen. 

Die Interessenvertretung durch SChülervertretungen wird nicht die 
Vertretungsrechte der Erziehungsberechtigten und die Schülermitver­
waltung (innerschulische SChülervertretung) berühren. Wie bisher' 

215/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)30 von 65

www.parlament.gv.at



- 6 -

ausgenommen vom Aufgabenbereich der SchUl er vertretungen bleiben die 

Schulen fUr Berufstätige. 

Zu § 3 (ErfUllung der Aufgaben): 

Der Aufgabenkatalog der SchUlervertretungen soll bis auf eine termi­
nologische Änderung und die Ausweitung der Z 6 auf die schulbezo­
genen Veranstaltungen unverändert bleiben. Nachdem § 3 die konkreten 
Aufgaben der SChUlervertretungen nicht taxativ, sondern nur 
demonstrativ (d.h. nicht abschließend) aufzählt, und die Z 9 in 
ihrer Formulierung ("Vorbringen von Anliegen und Beschwerden") sehr 
weit gefaßt ist, erUbrigt sich eine detaillierte Aufzählung von Auf­
gabenbereichen. 

Es wird Uberdies angemerkt, daß aufgrund der vorgeschlagenen Ände­
rung des § 2 fUr die SchUlervertretungen die Möglichkeit besteht, 
ihre Interessenvertretung gegenUber gesetzgebenden Körperschaften 
und auch anderen Behörden als den Schulbehörden auszuUben. Es wird 
daher in Zukunft ausdrUcklieh möglich sein, daß die BundesschUler­
vertretung Stellungnahmen zu Gesetzes- und VerordnungsentwUrfen 
anderer Ministerien abgibt, wenn sie dazu eingeladen wird. Desglei­
chen wird es den LandesschUlervertretungen möglich sein, zu EntwUr­
fen von Landesgesetzen Stellung zu nehmen'. Oberdies wurden schon 
bisher in Fragen der Verkehrserziehung und der Schulwegsicherung 
SChUlervertreter dem Kuratorium fUr Verkehrssi~herheit beigezogen. 
VergleiChbare Tätigkeiten der SChUlervertretungen sind nunmehr 
gesetzlich abgesichert. 

Zu § 4: 

Zu der terminologischen Änderungen siehe die Erläuterungen zu § 1. 

Im Ubrigen ist § 4 unverändert. 

Zu § 5: 

Zu den terminologischen Änderungen siehe die Erläuterungen zu § 1. 
Im Abs. 3 wurde insoweit eine Änderung vorgenommen, als nunmehr die 
Landessch~lräte (und auf Grund des Abs. 4, der Bundesminister fUr 
Unterricht, Kunst und Sport) verpflichtet werden sollen, die Landes­
sChUlervertretung (BundesschUlerver~retung, Zentrallehranstalten­
sChUlervertretung) Uber Rechtsvorschriften und deren Änderungen in­
soweit zu informieren, als diese zur Wahrnehmung der ihr Ubertra~ 
genen, Aufgaben (§§ 2 und 3) eine Voraussetzung bilden. Der bisherige 
Wortlaut war "eine wesentliche Voraussetzung bilden~ - es wurde da­
her die Informationsverpflichtung der Landesschulräte und des Bun­
desministers fUr Unterricht, Kunst und Sport erweitert. 
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Zu § 6 (Zusammensetzung einer LandesschUlervertretung): 

§ 6 ist inhaltlich unverändert. Es wurde lediglich berUcksichtigt, 
daß die hier in Betracht kommenden Anstalten der Lehrerbildung und 
der Erzieherbildung nunmehr h5here Schulen sind (Bildungsanstalten 
fUr Kindergartenpädagogik und Bildungsanstalten fUr Erzieher). 

Zu § 7 (Bestellungsweise und Funktionsdauer): 

§ 7 (die Bestimmung Uber die Bestellungsweise und Funktionsdauer der 
Mitglieder einer SChUlervertretung) wurde in den Beratungen zwischen 
den SchUl~rvertretern und dem Bundesministerium fUr Unterricht, 
Kunst und Sport immer wieder in Diskussion gezogen, wobei zu bemer­
ken gilt, daß eine Änderung des Wahlzeitpunktes vor Ende des Unter­
richtsjahres und der prinzipiellen Funktionsdauer von einem Jahr 
nicht gewUnscht wurde. 

Es werden folgende Änderungen vorgeschlagen: 

- Durch di~ 5. Novelle zum Schulunterrichtsgesetz, BGB1.Nr. 229/ 
1988, wurde die M5glichkeit er5ffnet, die Beurteilungskonferenz 
nicht nur zu Beginn der zweiten Woche vor Ende des Unterrichts­
jahres durchzufUhren, sondern während der gesamten vorletzten 
Woche, worauf in Abs. 1 Bedacht zu nehmen war. 
Klarstellung im § 7 Abs. 3, daß durch einen Schulwechsel die Mit­
gliedschaft in einer LandesschUlervertretung dann nicht verloren­
geht, wenn das betreffende Mitglied weiterhin eine Schule inner­
halb des betreffenden Bundeslandes besucht, die dem selben Schul­
artbereich wie bisher (z.B. AHS) angeh5rt. 

- Die Möglichkeit der Abwahl eines Landesschulsprechers und seiner 
Bereichsstellvertreter als Grund fUr die Beendigung der Funktions­
dauer ,ohne Verlust der Mitgliedschaft zur LandesschUlervertretung 
ist aus systematischen GrUnden im § 21 geregelt. 

- Der Terminus "schulbeh5rdlicher Zuständigkeits bereich" nimmt auf 
den Ausnahmefall des Wechsels von einer einem Landesschulrat 
unterstehenden Schule ip eine Zentrallehranstalt im selben Bundes­
land Bedacht, was ebenfalls ein Ausscheiden aus der LandesschUler­
vertretung bedingt (analoges gilt im umgekehrten Fall). 

Zu § 8 (Wahlrecht): 

Die Wahl der M~tglieder der SChUlervertretungen erfolgt zu Ende des 
Unterrichtsjahres mit Wirkung fUr das kommende Unterrichtsjahr 
(§ 7). Die Praxis hat gezeigt, daß die Wahlbeteiligung relativ 
gering ist. Dies ist nicht zuletzt auf den Umstand zurUckzufUhren, 
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daß manche Wahlberechtigte am Tag der AusUbung ihr~s ~ahlrechtes 
verhindert sind. Es soll daher in Hinkunft im Verhinderungsfall 
eines Schulsprechers auch sein Stellvertreter wahlberechtigt sein, 
sofern der Verhinderte selbst dies schriftlich bestätigt. Diese Be­
stätigung ist vom Schullei~er zu beglaubigen. Ist der Verhinderte 
zur Ausstellung einer Bestätigung nicht imstande (z.B. weil er einen 
Unfall hatte), ist der SChulleiter verpflichtet, den Verhinderungs­
fall schriftlich zu bestätigen. In beiden Fällen bedeutet die 
schriftliche Bestätigung samt Beglaubigung den Ubergang des Wahl­
rechtes auf den jeweiligen Schulsprecher-Stellvertreter. Bei der Ab­
gabe der Stimme wird auch ein entsprechender Vermerk im Wahlver­
zeichnis vorzunehmen sein. 

DarUberhinaus sollen in Zukunft Mitglieder einer Landesschülerver­
tretung, der Bundesschülervertretung oder der Zentrallehranstalten­
sChUlervertretung auch für eine neue Funktionsperiode wählbar sein, 
ohne daß sie Schulsprecher sind (§ 8 Abs. 2 Z 3 des Entwurfes). 

Zu § 9 (Wahlauschreibung; Verzeichnis der Wahlberechtigten und der 
Wählbaren): 

§ 9 ist in seiner Grundkonzeption unverändert. Im Hinblick auf die 
Wahlberechtigung des SChulsprecher-Stellvertret~rs im Verhinderungs­
fall des Schulsprechers und des Nachweises ~einer Wahlber~chtigung 
erst am Tag der Wahl vor der Wahlkommission kann die Ausschreibung 
der Wahl lediglich dem ursprünglich Wahlberechtigten, nämlich dem 
Schulsprecher bekanntgegeben werden. Dies sieht der Entwurf zu § 9 
Abs. 1 vor. 

In das Wahlverzeichnis ist ebenfalls der primär Wahlberechtigte (der 
Schulsprecher) aufzunehmen. Auch gegen die Richtigkeit und die Voll­
ständigkeit des Wahlve~zeichnisses soll lediglich der ursprUnglich 
Wahlberechtigte (und jeder Wählbare wie bisher) während des Auflage­
zeitraumes bei der Wahlkommission Einwendungen erheben können. 

Zu § 10 (Wahlkommission): 

§ 10 ist inhaltlich im wesentlichen unverändert. Nur Abs. 2 nimmt 
auf den Novellierungsvorschlag zu § 11 Bedacht, wonach in Hinkunft 
pro Bundesland nur mehr ein Landesschulsprecher und drei Bereichs­
stellvertreter vorgesehen sein sollen (die näheren Ausführungen 
wären den Erläuterungen zu § 11 zu entnehmen). 

Zu § 11 (Wählerversammlung und DurchfUhrung der Wahl): 

Der bisherige Wahlmodus fUr die Wahl der Landesschülerbeiräte soll 
beibehalten werden (persönliche Stimmabgabe an die Wahlkommission 
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oder, über Verordnung 'des Landesschulrates an der eigenen SChule 
oder an einer anderen 5ffentlichen Berufsschule oder mittleren oder 
h5heren Schule; zur Sonderregelung für die Zentrallehranstalten wird 
auf die diesbezüglichen Erläuterungen zu § 28 Abs. 2 verwiesen). 
Diese Art der Abhaltung von\Wahlen hat sich bewährt, jedoch erfor­
dert die geringe Wahlbeteiligung zusätzliche Maßnahmen zur Anhebung 
'der Zahl jener SChülervertreter, die von ihrem Wahlrecht Gebrauch 
machen. So lag beispielsweise die Wahlbeteiligung zu den Landesschü­
lerbeiräten im vergangenen Sohuljahr im Bereich der allgemeinbilden­
den h5heren Schule zwischen 4,3 % und 66,7 %. Im Bereich der berufs­
bildenden mittlerencund berufsbildenden h5heren Schulen erreichte 
die Wahlbeteiligung im vergangen Schuljahr eine Spanne von 15 % bis 
50 %. Von den Berufsschülern machten 2 bis 28 % von ihrem Wahlrecht 
Gebrauch. Erfahrungsgemäß ist dieser Umstand auch darauf zurücKzu­
führen, daß ~ie wahlberechtigten Schüler .die zu wählenden Kandidaten 
ihres Bundeslandes nicht oder nicht ausreiChend kennen. Um diesen, 
für die Wahlbeteiligung und letztlich die demokratische Legitimation 
der SChülervertretungen negativen Umstand zu~indest teilweise zu be­
seitigen, soll eine Wählerversammlung (Kandidatenhearing) am Tag der 
Wahl zusammentreten. Hiebei handelt es sich um eine Versammlung 
aller Wahlberechtigten und Wählbaren des Bundeslandes. 

Die Schulbeh5rde (konkret der jeweilige Landesschulrat) soll für 
diese Wählerversammlung in Hinkunft geeignete Räume zur Verfügung 
stellen und die Verständigung der Teilnahmeberechtigten übernehmen. 
Nachdem die Wahlberechtigten am Tag der Wahl ohnehin zur Wahlkommis­
s~on (die in .der Regel beim Landesschulrat tagt) anreisen, ist mit 
~inem Mehraufwand durch die Einführung einer Wählerversammlung nicht 
zu rechnen. Die Verständigung von Ort und Zeit derWählerversammlung 
wird zweckmäßigerweise gleichzeitig mit der Obersendungder Wahlaus­
schreibung an die Wahlberechtigten erfolgen. 

§ 11 Abs. 2 entspricht dem § 11 in seiner derzeit geltenden Fassung. 

Zu § 12 (Stimmzettel, Wahlkuvert): 

§ 12 ist inhaltliCh unverändert. Lediglich im § 12 Abs. 1, der Rege­
lung über die Zusendung von Stimmzetteln und Wahl Kuverts an die 
Wahlberechtigten, wird auf den Kreis der primär Wahlberechtigten ab­
gestellt (siehe dazu die diesbezüglichen Erläuterungen zu § 8), was 
inhaltliCh der derzeitigen Regelung entspricht. 

Zu § 13 (Ausfüllen und Wertung des Stimmzettels): 

Das Punktewahlsystemsoll wegen seiner erwiesenen Effizienz beibe­
halten werden, zumal es wegen seiner Ausgestaltung als Form des Per-
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sönlichkeits-und Verhältniswahlrechtes gegenüber einem etwaige~ 
Listenwahlrecht größere Vorzüge aufweist und Minderheiten die ihnen 
in der Relation zustehende Chance gewährleistet. 

Zu § 14 (Ungültigkeit des Stimmzettels): 

§ 14 ist gegenüber seiner derzeit geltenden Fassung unverändert. 

Zu § 15 (Zählen und Verzeichnen der Wah1punkte): 

§ 15 in der Fassung des Entwurfes nimmt in seinem Abs. 1 auf die 
Entwurfsregelung des § 8 Abs. 1 Bedacht, wonach Wahlberechtigte die 
Schulsprecher und im Verhinderungsfall ihre Stellvertreter sind. 

\ 

Wurde eine Wahlberechtigter durch eine zur Vertretung bei der Wahl 
berechtigte Person vertreten, soll dies im Wahlverzeichnis vermerkt 
werden. 

Im übrigen entspricht § 15 der derzeiti~en Regelung. 

Zu § 16 (Wertung der Wahlpunkte): 

Zur terminologischen Änderung siehe die Erläuterungen zu §' 1. 

§ 16 Abs. 2 nimmt auf die Umformulierung des § 7 Bedacht. Das 
Prinzip des Aufrückens nach der Punktezahl für aus der Schüler­
vertretung ausgeschiedene Mitglieder wird beibehalten. 

Zu § 17 (Landesschulsprecher z Bereichsstellvertreter): 

Bisher hatte jeder Landes-Schülerbeirat drei Landesschulsprecher und 
drei Stellvertreter. Diese Funktionäre wurde je nach der Zahl an 
Wahlpunkten direkt durch die Wahlberechtigten (die SChulsprecher des 
jeweiligen Bundeslandes) gewählt. Dies hatte zur FOlge, daß gele­
gentlich Personen in Funktionen berufen worden sind, die diese Funk­
tionen nicht ausüben wollten oder konnten. Aus diesem Grund wird 
vorgeschlagen, in Hinkunft' 

- einen Landesschulsprecher pro Bundesland vorzusehen sowie 
- drei Bereichsstellvertreter, wobei 
- alle diese Funktionäre von der jeweiligen Landesschülervertretung 

in ,der erstt:;n internen Sitzung zu wählen wären. 

Durch die Beibehaltung von drei Bereichsstellvertretern wird die 
bisher bewährte prinzipielle Ausgewogenheit'~er.Vertretung der drei 
Schulartbereiche allgemeinbildende höhere Sd~ulen: berufsbildende 
mittlere und höhere Schulen sowie-Berufsschulen beib~6alten. 

•• f. 
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Die Wahl des Landesschulsprechers (und seiner Stellvertreter) soll 
!!!. der ersten internen Sitzung vorgenommen werden, und zwar bei 
einer Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder mit ein­
facher Mehrheit der angegebenen gültigen Stimmen. Wenn weniger als 
die Hälfte der Mitglieder zu Sitzungsbeginn anwesend sind, so können 
die Wahlen nach dem Verstreichen einer Stunde bei Anwesenheit von 
mindestens einem Drittel der Wah~berechtigten durchgeführt werden, 
wenn mindestens je ein Wahlberechtigter aus jedem Schulartbereich 
(allgemeinbildende höhere Schulen, berufsbildende mittlere und 
höhere Schulen sowie Berufsschulen) anwesend ist (zur Änderung der 
Präsenzquoren siehe die .diesbezüglichen Ausführungen des allgemeinen 
Teiles der Erläuterungen). 

! 

Oberdies soll vorgesehen sein, daß den Wahlvorsitz das jeweils 
älteste anwesende Mitglied übernimmt. 

Nachdem Abs. 1 des § 17 die direkte Wahl der Landesschulsprecher und 
der Bereichsstellvertreter vorschlägt, muß in einem Abs. 2 für den 
Fall des Rücktritts eines derartigen Funktionärs eine Neuwahl vorge­
sehen werden, damit die Besetzung der entsprechenden Funktionen ge­
währleistet ist. Diese Neuwahl soll jener internen Sitzung gescbe­
hen, in der der Rücktritt erfolgt (zur Aufhebung der zahlenmäßigen 
Beschränkung für die ihterenen Sitzungen siehe die Erläuterungen zu 
§ 31). 

Die bisher im § 17 Abs. 2 vorgesehene Rotation beim Vorsitz im Lan­
desschülerbeirat ist nicht m..~br erforderlich, den Vorsitz in der 
Landesscbülervertretung soll der gewählte Landesscbulsprecber füh­
ren. Im Falle seiner Virhinderung wird er durch einen von ibm be­
zeicbneten Bereichsstellvertreter vertreten. Dadurch wird die 
Kontinuität der Geschäftsführung während e~nes Schuljahres gewähr­
leistet. 

Zu § 18 (Beurkundung des Wahlvorganges und Bekanntgabe des Wabler­
gebnisses): 

§ 18 Abs. 1 ist gegenüber seiner derzeit geltenden Fassung im 
wesentlichen unverändert. Lediglich im Abs. 2 des § 18 wird angeord­
net, daß das Ergebnis der Wahl den Gewählten bekanntzugeben sein 
wird. Der Präsident des Landesschulrates hat überdies das Wahlergeb­
nis durch Anschlag an der Amtstafel kund~umachen und auch den be­
troffenen Schulen zur Kundmachung zu übermitteln. Diese Vorgangs­
weise erscheint gegenüber dem derzeitigen Rechtszustand verwaltungs­
ökonomischer. 

Eine Bekanntgabe der Namen der Landesschulsprecher kann, wegen der 
direkten Wahl des Landesschulsprechers und seiner Bereichsstellver-
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treter durch die jeweilige Landesschülervertretung nicht mehr vorge­
sehen werden. Eine spätere Bekanntgabe der Namen des Landesschul­
sprechers und seiner Bereichsstellvertreter durch die Schulbeh5rde 
erscheint nicht n5tig, zumal amtierende Landesschulsprecher (und 
naturgemäß auch die stellvertretenden Bereichssprecher) in Erfüllung 
der ihnen übertragenen Aufgaben ohnehin verpflichtet sind, die not­
wendigen Kontakte mit den Schülervertretern auf Schulebene des be­
treffenden Bundeslandes zu pflegen. 

Zu § 19 (Anfechtung der Wahl): 

§ 19 ist, abgesehen von einer terminologischen Änderung (siehe die 
Erläuterungen zu § 1) unverändert. 

Zu § 20 (Rücktritt des Landesschulsprechers, der Bereichsstellver­
treter): 

Nunmehr soll in einer eigenen Bestimmung der Fall des Rücktritt 
eines Landesschulsprechers (Bereichsstellvertreters) von dieser 
Funktion und die weit~re Vorgangsweise geregelt werden. Der Rück­
tritt soll aus Gründen der PUblizität und einer 5konomischen Vor­
gangsweise nur im Rahmen einer internen Sitzung zulässig sein. 
Danach ist in der selben Sitzung sofort die Neuwahl für die jeweili­
ge zu besetzende Funktion abzuhalten. 

Zurückgetretene Landesschulsprecher (Bereichsstellvertreter) sollen 
aus Gründen der Kontinuität weiterhin prinzipiell Mitglieder der j~ 
weiligen Landesschülervertretung bleiben. Wünschen diese Schüler 
eine weitere Entlastung, so ist ein Rücktritt nach § 7 Abs. 3 des 
Entwurfes m5g1ich. 

Zu § 21 (Abwahl des Landesschulsprechers): 

Wie bereits ausgeführt, soll in Hinkunft die Abwahl von Spitzenfunk­
tionären der SChülervertretungen m5g1ich sein. Nach § 20 des Entwur­
fes soll die Abwahl eines Landesschulsprechers oder eines Bereichs­
stellvertreters auf Antrag eines Drittels der Mitglieder der Landes­
sChülervertretung eingeleitet werden. Nach Vorliegen des Antrages 
ist vom Vorsitzenden der Schülervertretung (bei der Landesschüler­
vertretung ist dies der Landesschulsprecher selbst) binnen zwei 
Wochen eine interne Sitzung einzuberufen. Wegen des im § 31 des Ent­
wurfes vorgeschlagenen Wegfalles der zahlenmäßigen Beschränkung der 
interenen Sitzungen ist eine Einberufung binnen zwei Wochen ,m5g­
lich, die Sitzung selbst hat dann binnen weiterer zwei Wochen 
stattzufinden. Die Zweiwochenfrist wurde auch deswegen vorgesehen, 
damit Zeit für die Schülervertreter besteht, um allenfalls mit dem 
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Landesschulsprecher (oder Bereichsstellvertreter) zu einem Einver­
nehmen zu kommen. Erst wenn die Einberufung dieser Sitzung innerhalb 
der Zweiwochenfrist unterbleibt, schreitet die Schulbehörde ein und 
der Pr~sident des Landesschulrates beruft eine interne Sitzung zur 
Abwahl des Landesschulsprechers (oder Bereichsstellvertreters) ein. 
Für die Abwahl eines Landesschulsprechers (Stellvertreters) wird 
eine ausreichende qualifizierte M~hrheit vorgesehen - das Anwesen­
heitsquorum soll die Hälfte der Mitglieder der LandesschU1ervertre­
tung betragen, die erforderliche Mehrheit zur Abwahl eine von zwei 
Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen. 

Aus GrUnden der Effizienz und der Kontinuit~t der Besetzung von 
Funktionen sieht § 20 Abs. 1 vor, daß im Anschluß an eine erfolgte 
Abwahl eines Landesschulsprechers (Bereichsstellvertreters) sofort 
ein neuer Landesschu1sprecher(Bereichsste11vertreter) gew~h1t wer­
den soll. 

Zu § 22 (Zusammensetzung der Bundesschülervertretung): 

Bisher setzte sich der Bundes-SchU1erbeirat wie folgt zusammen: 

- 9 Landesschulsprecher aus dem Bereich der allgemeinbildenden höhe­
ren Schulen, 

- 9 Landesschulsprecher aus dem Bereich der berufsbildenden mittle­
ren und höheren Schulen sowie der (mittleren) Anstalten der 
Lehrerbildung und der Erzieherbildung, 

- 9 Landesschulsprecher aus dem Bereich der Berufsschulen und 
- 3 Mitglieder aus dem Bereich der Zentrallehranstalten. 

Die Mitg1iederst~rke dieses Gremiums (30 Mitglieder) soll beibehal­
ten werden, allerdings muß ein neuer Modus der Zusammensetzung ge­
funden werden, nachdem § 17 des Entwurfes vorsch1~gt, in Hinkunft 
nur einen Landesschulsprecher und drei Bereichsstellvertreter direkt 
aus der jeweiligen LandesschU1ervertretung zu w~h1en. Auch soll bei 
ge~nderter Zusammensetzung der SChU1ervertretung eine prinzipielle 
Gleichberechtigung und Gleichgewichtung der drei Schulartbereiche 
allgemeinbildende höhere Schulen, berufsbildende mittlere und höhere 
Schule sowie Berufsschulen erhalten bleiben. Aus diesem Grund sieht 
der Entwurf folgende Zusammensetung vor: 

- 9 Landesschulsprecher 
- plus je zwei Bereichsstellvertreter pro Bundesland (aus den Schul-

artbereichen, denen der jeweilige Landesschulsprecher den betref­
fenden Bundeslandes nicht angehört) und wie bisher 

- 3 Mitglieder aus dem Bereich der Zentrallehranstalten. 
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Als Mitglieder der Zentrallehranstalten sollen wie bisher von der 
ZentrallehranstaltenschUlervertretung, getrennt nach den jeweiligen 
Schulartbereichen (siehe § 26 des Entwurfes) jene drei Mitglieder 
mit der je~eils h5chsten Zahl an Wahlpunkten in die BundesschUler­
vertretung entsendet werden (dies regelt nunmehr § 22 Abs. 2 des 
Entwurfes). 

Tritt ein einfaches Mitglied der BundesschUlervertretung zurUck, hat 
dies wegen der Verflechtung zwischen LandesschUlervertretung und 
BundessdhUlervertretung die Folge, daß auch die Funktion des Landes­
schulsprechers (bzw. Bereichsstellvertreters) und die Mitgliedschaft 
in der LandesschUlervertretung verloren gehen. Es kommt daher in der 
jeweiligen LandesschUlervertretung zu einem AufrUcken nach der Punk­
tezahl (siehe die diesbezUglichen Erläuterungen zu § 7) und zur Neu­
wahl eines Landesschulsprechers (bzw. Bereichsstellvertreters). Die 
neugewählten Funktionäre (Landesschulsprecher oder Bereichsstellver­
treter) sind dann Mitglieder der BundesschUlervertretung. Zur Son­
derregelung fUr den Bundesschulsprecher und seine Stellvertreter 
siehe die Erläuter~ngen zu § 24 des Entwurfes. 

Im Falle der vorUbergehenden Verhinderung eines Mitgliedes der Bun­
desschUlervertretung werden Mitglieder aus der Zentrallehranstalten­
sChUlervertretung durch ihre Ersatzmitglieder und alle anderen Mit­
glieder der BundesschUlervertretung durch jenes Mitglied der Landes~ 
sChUlervertretung vertreten, welches die höchste Punktezahl auf­
weist. 

Zu § 23 (Bundesschulsprecher, Stellverterter): 

Die Wahlregelung fUr die Wahl des Bundesschulsprechers und seiner 
Stellverteter ist der Regelung fUr die Wahl des Landesschulsprechers 
und der Bereichstellvertreter nachgebildet (siehe dazu die diesbe­
zUglichen Erläuterungen zu § 17 des Entwurfes). 

Zu § 24 (RUcktritt des Bundesschulsprechers, der Stellvertreter): 

Wie bereits im allgemeinen Teil der Erläuterungen ausgefUhrt, soll 
eine gewissen &ntlastung der Spitzenfunktionäre einer SchUlervertre­
tung von Mehrfachfunktionen m5g1ich werden, ohne daß die 
prinzipielle Verflechtung BundesschUlervertretung - LandesschUler­
vertretung aufgegeben wird. Es wird daher im § 24 folgende RUck­
trittsregelung fUr den Bundesschulsprecher (seine Stellvertreter) 
vorgeschlagen: 

Tritt ein Bundesschulsprecher von dieser Funktion zurUck, soll er 
weiterhin Mitglied der BundesschUlervertretung bleiben k5nnen. Er 
soll, um den Kontakt zum jeWeiligen Land nicht zu verlieren, auch 
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weiterhin Mitglied der LandesschUlervertretung bleiben, d.h. er wird 
-allein von seiner Funktion als Bundesschulsprecher entlastet. Eine 
g-leiche Regelung ist auch fUr die Stellvertreter des Bundesschul­
sprechers beabsichtigt. (BezUglich weiterer RUcktrittsm5glichkeiten 
siehe die Erläuterungen zu § 1 und zu § 20.) 

Zu § 25 (Abwahl des Bundesschulsprechers, der Stellvertreter): 

Die Abwahl des Bundesschulsprechers und seiner Stellvertreter ist 
der diesbezUglichen Regelung fUr die Landesschulsprecher nachgebil­
det, siehe die Erläuterungen zu § 20 des Entwurfes. 

Zu § 26 (Zusammensetzung der ZentrallehranstaltenschUlervertretung): 

Die Entwurfsregelung entspricht inhaltlich dem § 23 in seiner der­
zeit geltenden Fassung. 

zu § 27 (Funktionsdauer): 

Bei der Regelung Uber die Funktionsdauer besteht eine Parallelität 
zur Regelung fUr den Bereich der Landesschülervertretung, es wird 
auf die Erläuterungen zu § 7 und jene des allgemeinen Teiles ver­
wiesen. 

Zu § 28 (Anwendung von Bestimmungen des 2. Abschnittes): 

Wie bisher in § 24 soll auch § 28 des Entwurfes aus GrUnden der 
Textkonzentration im Wege des Verweises die Anwendbarkeit von Be­
stimmungen des 2. Abschnittes geregelt werden. Eine wesentliche Ab­
weichung ergibt sich lediglich zu § 11 Abs. 2 des Entwurfes, der 
Regelung Uber die DurchfUhrung der Wahl. Aus dem Bereich des Zen­
trallehranstalten-SchUlerbeirates wurde der Wunsch nach der Normie­
rung einer Briefwahl erhoben. Der Entwurf sieht daher vor, daß 
anstelle der pers5nli6hen Stimmabgabe vor der Wahlkommission die 
Stimmabgabe auf dem Weg durch die Post ,(Briefwahl) erfolgen kann. 
Der Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport soll verpflichtet 
werden, alle erforderlichen Vorkehrungen fUr die Wahrung des 
Wahlgeheimnisses zu treffen. Oberdies ist die im Verordnungsweg eine 
Frist fUr die Stimmabgabe festzulegen, wobei die Kundmachung 
diesbezUglicher Verordnungen durch Anschlag an den betreffenden 
Schulen erfolgen soll. 

AuCh im Falle des RUcktritts eines Zentrallehranstaltensprechers 
(Stellvertreters) soll, wie im Bereich der anderen SchUlervertretun­
gen in der nächsten internen Sitzung ein neuer Zentral lehranstalten­
sprecher (Stellvertreter) gewählt werden k5nnen. Dies regelt der 
Entwurf zu § 28 Abs. 2. 
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Zu § 29 (Zentrallehranstaltensprecher z . Stellvertreter): 

Die allgemein gesenkten Präsenzquoren sollen auch für die Wahl des 
Zentrallehranstaltensprechers und seines Stellvertreters gelten. 

Zu § 30 (Beratungen): 

Die bewährte Trennung zwischen internen Sitzungen der Schülervertre­
tungen und gemeinsamen Sitzungen mit Vertretern der Schulbeh5rden 
wurde beibehalten. Neu ist die Einrichtung von sogenannten Bereichs­
ausschüssen. In den Bereichsausschüssen k5nnen nur Schülervertreter 

,des jeweiligen Schulartbereiches vertreten sein, die aber dann auch 
in kleinerer Zusammensetzung volle Beschlußfähigkeit in der konkre­
ten Bereichsangelegenheit besitzen werden. So k5nnen beispielsweise 

• 
Stellungnahmen zu Lehrplanentwürfen für eine bestimmte Schulart 
einem Bereichsausschuß übertragen werden. 

Zu § 31 (Einberufung von Sitzungen): 

Der bisherige Modus zur Einberufung der ersten internen Sitzung war 
ein verwaltungstechnisch nicht zweckmäßiger Vorgang - der Bundes­
minister für Unterricht und Kunst hatte die Sitzung einzuberufen, 
allerdings nur bei Vorliegen eines Antrages von mindestens zwei 
Mitgliedern des Bundes-Schülerbeirat.es (bzw. zwei Mitgliedern des 
Zentrallehranstalten-Schülerbeirates). Nunmehr soll diese Antrag­
stellung entfallen, der Bundesminister fUr Unterricht, Kunst und 
Sport wird verpflichtet, die erste interne Sitzung bis zum 
15. Oktober des jeweiligen Schuljahres einzuberufen. 

Bisher war sowohl die Zahl der internen Sitzungen eines Schülerbei-
~ rates als auch die Zahl der gemeinsamen Sitzungen eines SChüler bei­

rates mit Vert~etern einer Schulbeh5rde zahlenmäßig begrenzt. Diese 
zahlenmäßige Begrenzung für interne Sitzungen hat sich nicht als 
zweckmäßig erwiesen, weil nicht sel~en zwischen zwei Terminen für 
interne Sitzungen widhtige Beratungen erforderlich wurden, die auch 
e~ne zwischenzeitige Beschlußfassung erforderlich gemacht hätten. 
Aus diesem Grund soll die zahlenmäßige Beschränkung fUr die internen 
Sitzungen (biSher h5chstens 4 interne Sitzungen) entfallen. Aller­
dings k5nnen interne Sitzungen nach wie vor nur dann abgehalten wer­
den, sofern für deren Kosten eine budget mäßige Deckung vorhanden 
1st. Im übrigen wurde für die Antragstellung auf Einberufung einer 
internen Sitzung das Antragsquorum auf ein Drittel gesenkt. 

Zu § 32 (Leitung der Sitzungen): 

§ 32 ist inhaltlich bis auf terminologische Änderungen unverändert. 

215/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 41 von 65

www.parlament.gv.at



- 17 -

Zu § 33 (Niederschrift): 

Bei der Regelung Uber'die ProtokollfUhrung wurden die Bereichsaus­
schUsse berUcksichtigt. 

~u § 34 (Beschlußfassung): 

Um die Beschlußfähigkeit einer SChUlervertretung zu erleichtern, 
soll eine Regelung aufgenommen werden, wonach nach dem Verstreichen 
einer Stunde ab Sitzungsbeginn fUr das Zustandekommen eines Be­
schlusses die Anwesenheit eines Drittels der Mitglieder ausreicht, 
wenn mindestens je ein Mitglied aus jedem der drei Schulartbereiche 
anwesend ist. 

FUr einen Beschluß ist nach wie vor die einfache Mehrheit der abge­
gebenen gUltigen Stimmen erforderlich, bei Stimmengleichheit ist ein 
gUltiger Beschluß nicht zustandegekommen. 

§ 34 Abs. 2 nimmt auf die BereichsausschUsse und deren Beschluß­
fähigkeit Bedacht. Wegen der kleineren Besetzung dieser AusSChUsse 
soll fUr die ßeschlußfassung jedenfalls die Anwesenheit der Hälfte 
der Mitglie~er verlangt werden. 

Zu § 35 (Einladung von Sachverständigen und Beobachtern): 

Auch in Hinkunft werden Sachverständige und Beobachter auch an den 
Sitzungen d~r BereichsausschUsse teilnehmen k5nnen, allerdings nur, 
wenn dies im Hinblick auf den Beratungsgegenstand zweCkmäßig ist, 
die Finanzierung sichergestellt ist und die Kosten dem Grundsatz der 
Sparsamkeit und Angemessenheit entsprechen. 

Im Ubrigen ist § 35 gegenUber sei~er frUheren Fassung, abgesehen von 
terminologischen Änderungen, unverändert. 

Zu § 36 (Ehrenamt): 

§ 36 ist, abgesehen von terminologischen Änderungen, unverändert. 

Zu § 37 (GeSChäftsordnung): 

§ 37 berUcksichtigt die BereichsausschUsse. 

Zu § 38 (Personal- und Sachaufwand): 

Auch hier wurden-nur terminOlogische Änderungen vorgenommen. 
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Zu § 39 (Inkrafttreten und Vollziehung): 

Das Inkrafttreten eines diesem Entwurf entprechenden Bundesgesetzes 
ist mit 1. September 1990 vorgesehen, für die Wahl der Mitglieder 
und der Ersatzmitglieder einer LandesschUlervertretung für das 
Schuljahr 1990/91 sollen allerdings bereits die neuen Bestimmungen 
angewendet werden. 
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Geltende Fassung 

. Bundesgesetz vom 20. Jänner 1981, BGBl. Nr. 56 , über 
die. Einrichtung einer überschulischen Schülervertretung 

t. AßSCHNIlT 

Allgemeine Bestimmungen 

Errichtung von Schülerbeiräten 

§ 1. Bei jedem L:tndcssdlulrat ist ein Landcs-Sdliilcrbeir:Il, beim 
Bundesministerium für Unterricht und Kunst ein Bundes-Sdlülerbeirat I 
und ein Zentrallehranstalten-Sdlülerbeirat· zu erridtten. 

Aufgaben der Schülerbeiräte' 

§ 2. (1) Dem Landes-Sdtülerbeirat obliegt im Rahmen der Vertretung 

der Interessen der Sdlüler die Beratung· des Landessdmlrates in Fragen 
des SdlUlwesens, soweit Belange der Schiiler der allgemeinbildenden 
höheren Schulen, {Ier ('t'rufshiltielHlcn mittlt'rt'1I ulld hiihcrcIl SdllllclI' 
sowie der mitderen 'Anstalten der LehrerbildU/tg und der Erzieher­
bildung , der Berufsschulen und der Polytedmischen Lehrgänge: des be­
treffenden Landes berührt werden", und nidlt die Zuständigkeit des Zentral­
lehranstalten-Schülerbeirates gegeben ist. 

(2) Dem Bundes~Schülerbeirat obliegt im Rahmen der Vertretung der 
Interessen der Schüler die Beratung des Bundesministers für Unterridlt und 
Kunst in Fragen des SdlUlwesens, soweit Belange der Schüler der im Abs. 1 
genannten SdlUlen berührt werden und sie in ihrer Bedeutung über den 
Bereich eines Landes hinausgehen . 

Entwurf 

Bundesgesetz vom •••••••••••••••• Ober die Oberscbuliscben 
SCbOlervertretungen (Scholerver­

tretungengesetz - SchiG) 

1. ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

Erricbtung von oberscbulischen SCbolervertretungen 

§ 1. Bei jedem Landesschulrat ist eine LandesschOlervertretung, 
beim Bundesministerium fOr Unterricht, Kunst und Sport eine Bundes­
sChOlervertretung und eine ZentrallehranstaltenschOlervertretung zu 
errichten. 

Aufgaben der Ober schulischen SCbolervertretungen 

§ 2. (1) Der LandesschOlervertretung Obliegt in Fragen, die 
SchOler in ihrer SchOlereigenschaft betreffen, die Vertretung der 
Interensen der SchUler der allgemeinbildenden h~heren Sohulen, der 
berufsbildenden mittleren und h6heren SChulen sowie der h5heren An­
stalten der Lehrerbildung und der Erzieherbildung, der Berufsschulen 
und der Polytechnischen Lehrg!nge des betreffenden Landes, gegenOber 
dem Landesschulrat, sonstigen Beh6rden und dem Landtag. Davon unbe­
rUhrt bleiben die Vertretungsrechte der Erziehungsberechtigten, die 
SChOlermitverwal~ung (§ 58 des SChulu~terrichtsgesetzes, 
BGBl.Nr. Q12/1986, in der jeweils geltenden Fassung) und die Zustln­
digkeit der Zentrallehranstaltenscholervertretung. 

(2) Der BundesschOlervertretung Obliegt in Fragen, die Schaler 
in ihrer SchUlereigenschaft betreffen und die in ihrer Bedeutung 
Uber den BereiCh eines Landes hinausgihen, die Vertretung der Inter­
essen der S~hUler der im Abs. 1 genannten Schulen gegenUber dem Bun­
desminister fUr Unterricht, Kunst und Sport, sonstigen Beh6rden, dem 
Nationalrat und dem Bundesrat. Davon unherUhrt bleiben die Vertre­
tungsrechte der Erziehungsberechtigten und die SChUlermitverwaltung 
($ 58 SchUG). 

215/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
44 von 65

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Geltende Fassung 

(3) Dem Zentrallehranstalten-Schülerheirat obliegt im Rahmen der Ver­
tretung der Interessen der Schüler die Beratung des Bundesministers für 
Unterricht und Kunst in Fragen des Schulwesens, soweit Belange der Sdtüler 
der im § 3 Abs.4 des Bundes-Schulaufsichtsgesetzes ,BGB!. Nr. 240/1962, 
genannten Zentralleltranstalten, der höheren land- und forstwirtsdtalllidten 
Lehranstalten· , der land- und forstwirtschalllidten FadlSdlUlen des Bundes 
und der Forstfachschule berührt werden .. 

(4) Darüber hinaus obliegt den Sdtülerbeiräten in ihrem jeweiligen Zu­
ständigkeitsbereidl (Abs. I bis 3) die Beratung der Schüler in Angelegen­
heiten der Schülermitverwaltung (§ 58 des SdlUlunterridttsgesetzes • BGB!. 

Ne: 13911974). 
(5) Ausgenommen vom Aufgabenbereidl der Schülerbeiräte ist die Be-

ratung von Angelegenheiten, die Belange der Schüler der Schulen für 

Berufstätige betreffen . 

Erfüllung der Aufgaben 

§ 3. Im Rahmen der ihnen gemäß § 2 übertragenen Aufgaben stehen 
den Schülerbeiräten insbesondere zu: . 

I. Beratung in grundsätzlidlen Fragen des Unterrichtes und der Er-

ziehung; 

2. Erstattung von Vorschlägen zur Erlassung von Gesetzen und Ver­

ordnungen; 
3. Abgabe von Stellungnahmen zu Gesetz- und Verordnungsentwiirfen; 
4. Erstattung von Vorsdllägen in Angelegenheiten von Schulbauten und 

deren Ausstattung; 
5. Beratung in Angelegenheiten der Schülerzeitungen j 

6. Beratung in Fragen der iiberregionalen Koordination von Schulver­
anstaltungen und in Fragen der Durdlführung von Veranstaltungen ~er 
Schulbahnberatung '; 

.7. Herausgabe von Rundschreiben und von Informationsblättern in 

sdlUlischen Angelegenheiten; 
8. Planung und Durchführung von Fortbildungsveranstaltungen für 

Sdlülervertreterj 
9. Vorbringen von Anliegen und Besdlwerden. 

- 2 -

Entwurf 

(3) Der ZentrallehranstaltenschUlervertretung obliegt in 
Fragen, die SchUl er in ihrer SchUlereigensChaft betreffen, dIe Ver­
tretung der Int-eres·sen der SchUler. der Zentrallehranstalten (5 3 
Abs. 4 des Bundes-SchulaufsiChtsgesetzes, BGBl.Nr. 240/1962, in der 
jeweils geltenden Fassung), der hBheren land- und forstwirtschaft­
lichen Lehranstalten, der land- und forstwirtschaftlichen Fachschu­
len des Bundes und der Forstfachschule, gegenUber BehBrden, unbe­
SChadet der Vertretungsrechte der Erziehungsberechtigten und der 

SChUlermitverwaltung (5,58 SchUG). 

(4) DarUberhinaus obliegt den SChUlervertretungen in ihrem je­

weiligen Zustlndigkeitsbereich (Abs. 1 bis 3) die Beratung der SchU­
ler in Angelegenheiten der SChUlermitverwaltung (§ 58 SchUG). 

(5) Ausgenommen vom Aufgabenbereich der SChUlervertretungen ist 

die Beratung von Angelegenheiten, die Belange der SchUler der 
Schulen fUr Berufstätige betreffen. 

ErfUllung der Aufgaben 

§ 3. Im Rahmen der ihnen gemlß § 2 Ubertragenen Aufgaben stehen 

·den SChUlervertretungen insbesondere zu: 

1. Beratung der SchulbehBrden in grundsätzliChen Fragen des 
UnterriChts und der Erziehung; 

2. Erstattung von VorSChlägen zur Erlassung von Gesetzen und 

Verordnungen; 
3. Abgabe von Stellungnahmen zu Gesetz- und VerordnungsentwUr­

fen; 
4. Erstattung von VorSChlägen in Angelegenheiten von Schul­

bauten und deren Ausstattung; 
5. Beratung in Angelegenheiten der SchUlerzeitungen; 
6. Beratung in Fragen der Uberregionalen Koordination von 

sChulbezogenen Veranstaltungen und SChulveranstaltungen und 
in Fragen ~er DurchfUhrung von Veranstaltungen der 

SChulbahnberatung; 
7. Herausgabe von Rundschreiben und von InformationSblättern in 

schulischen Angelegenheiten; 
8. Planung und DurchfUhrung von Fortbildungsveranstaltungen rUr 

SchUlervertreter; 
9. Vorbringen von Anliegen und Beschwerden. 
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Geltende Fassung 

§ 4. Die Schülerbeiräte haben sich bei der Wahrnehmung der ihnen 
übertragenen Aufgaben (§§ 2 und 3) von der Aufgabe der österreidlisdlen 
SdlUle (§ 2 des SdlUlorganisationsgesetzes , BGBI. Nr. 242/1962) leiten zu 
lassen. 

§ 5. (1) Die Schülerbeiräte sind berechtigt, jeweils in ihrem Zunämlig­
keitsbereidl (§ 2 Abs. 1 bis 3) die zur Erfiillung der ihnen übertragenen 
Aufgaben (§§ 2 und 3) notwendigen Kontakte mit Schülern an den einzel-

nen SdJulen in der unterridmfreien Zeit der besudtten Schüler zu 

pflegen· '. 
(2) Dem Landes-Sdlülerbeirat ist auf Eingaben, Vorsdlläge, Anregungen 

uml ßesl.:hwen.len an den LandessdlUlrat von diesem innerhalb von vier 
Wodlen schrirHich zu antworten' . 

(3) Der Landes-Sdlülerbeirat ist vom Landesschulrat über Rechtsvor­
sduiften und deren 1\nderungen insoweit zu informieren, als diese zur 
Wahrnehmung der ihnen übertragenen Aufgaben (§§ 2 und 3) eine wesent­
lidIe Voraussetzung bilden. Glekhes gilt für die Information üb~r die 
Ergebnisse von Umfragen und Erhebungen, die vom LandessdlUlrat oder 
in dessen Auftrag durdlgeführt werden'. 

(4) Die Abs. 2 und 3 finden auf die Tätigkeit des Bundes-Sdlülerbeirates 
und des Zentrallehranstalten-Sdlülerbeirates mit der Maßgabe Anwen.~; 
dung, daß zur Beantwortung und zur Information das Bundesministerium 
für Unterridlt und Kunst verpflimtet ist. 

- 3 -

Entwurf 

s ~. Die SChUlervertretungen haben siCh bei der Wahrnehmung der 
ihnen Ubertragenen Aufgaben (§§ 2 und 3) von der Aufgabe der 6ster­
reich ischen Schule (§ 2 des Schulorganisationsgesetzes, 
BGBI.Nr. 242/1962, in der jeweils geltenden Fassung) leiten zu 
lassen. 

S 5. (1) Die SChUlervertretungen sind bereChtigt, jeweils in 
ihrem Zustlndigkeitsbeieich (§ 2 Abs. 1 bis 3) die zur ErfUllung der 
ihnen Ubertragenen Aufgaben (§§ 2 und 3) notwendigen Kontakte mit 
SchUlern an den einzelnen Schulen in der unterrichtsfreien Zeit der 
besuchten SChUler.zu pflegen. 

(2) Der LandesschUlervertretung ist auf Eingaben, Vorschlige, 
Anregungen und Beschwerden an den Landesschulrat von diesem inner­
halb von vier Wochen schriftlich zu antworten. 

(3) Die LandesschUlervertretung ist vom Landesschulrat Uber 
Rechtsvorschriften und deren Änderungen insoweit sofort zu infor­
mieren, als diese zur Wahrnehmung der ihr Ubertragenen Aufgaben 
(§§ 2 und 3) eine Voraussetzung bilden. Gleiches gilt fUr die Infor~ 
mation Uber die Ergebnisse von Umfragen und Erhebungen, die vom Lan­
desschulrat oder in dessen Auftrag durchgefUhrt wurden. 

(4) Die Abs. 2 und 3 gelten auch fUr Tätigkeit der BundesschU­
lervertretung und der ZentrallehranstaltenschUlervertretung mit der 

Maßgabe, daß zur Beantwortung und zur Information das Bundesministe­
rium rUr Unterricht, Kunst und Sport verpflichtet ist. 
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Geltende Fassung 

2. ABSCHNITT 

Mitgliedsdtafl zu einem Landes-Sdtülerbeirat 

Z usa m m e n set z u n gei n e 5' L a n des - S c h ü I erb e i rat e s 

§ 6. (1) Einem Landes-Sdlülerbeirat gehören mindestens zwölf, hödl­
stens dreißig Mitglieder an, und zwar jeweils die gleidte Zahl von Mit­
gliedern aus dem Bereidt der allgemeinbildenden höheren Sdtulen, aus dem 
Bereidt der berufsbildenden mittleren und höheren SdlUlen sowie der mitt­
leren Anstalten der Lehrerbildung und der Erzieherbildung und aus dem 

Bereidt der Berufssdtulen 
(2) Die Zahl der Mitglieder ist unter Berücksidttigung der Zahl der 

Sdtulen in den einzelnen im Abs. 1 genannten Sdtulartbereidten durdt Ver­
ordnung des Landessdtulrates zu bestimmen. 

Bestellu~gsweise und Funktionsdauer 

§ 7. (1) ~ie ~itglied~r und die gleidle Zahl an Ersatzmitgliedern eines 
Landes-SdlU!erbetrates . smd getrennt .nadl den i im § 6 Abs. I genannten 
Sdtulartbereldten an emem Sdlultag In der Zelt von Mittwodt der vor­
letzten Wodte bis Mittwodt der letzten Wodle des Unterridttsjahresl zu 

wählen. Im Falle der Verhinderung von Mitgliedern haben die Ersatz­
mitglieder nadt der Reihenfolge ihrer Wahl einzutreten. 

(2) Die funktionsdauer der Mitglieder und der Ersatzmitglieder beträgt 
ein SdlUljahr; sie beginnt mit dem ersten Tag eIes der Wahl folgenden SdlUl-

jahres. 
(3) Die funktionsdauer eines Mitgliedes und eines Ersatzmitgliedes endet 

durdl Zeitablauf , Rücktritt oder Beendigung des Sdtulbesudtes (§ 33 des 
SdlUlunterridltsgesetzes ) , wobei im letztgenannten Fall das Antreten zur 
Reifeprüfung, Befähigungsprüfung oder Absdtlußprüfung die Funktions-

dauer nidtt beendet . 

- 4 -
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2. ABSCHNITT 

Mitgliedschaft zu einer Landesschßlervertretung 

Zusammensetzung einer Landesschßlervertretung 

S 6. (1) Einer LandesschUlervertretung gehören mindestens zwölf 
und höchstens dreißig Mitglieder an, und zwar Jeweils die gleiche 
Zahl von Mitgliedern aus folgenden Bereichen 

,. Bereich der allgemeinbildenden höheren Schulen, 
2. Bereich der berufsbildenden mittleren und höheren Schulen 

sowie der höheren Anstalten der Lehrerbildung und der Er-
zieherbildung und 

3. Bereich der Berufsschulen. 

(2) Die Zahl der Mitglieder ist unter BerUcksichtigung der Zahl 
der Sohulen in den in Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Schulartbereichen 
duroh Verordnung des Landesschulrates zu bestimmen. 

Bestellungsweise und Funktionsdauer 

S 7. (1) Die Mitglieder und die gleiche Anzahl an Ersatzmit­
gliedern einer LandesschUlervertretung sind getrennt nach den im § 6 
Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Schulartbereichen an einem SOhultag in 
der Zeit von Freitag der vorletzten Woche bis Donnerstag der letzten 
Woche des Unterrichtsjahres zu wählen. 

(2) Die Funktionsdauer der Mitglieder und der Ersatzmitglieder 
beträgt grundsätzlich ein Schuljahr. Sie beginnt mit dem ersten Tag 
des der Wahl folgenden Schuljahres. 

(3) Die Funktionsdauer eines Mitgliedes und eines Ersatzmit­
gliedes endet durch Zeitablauf, RQcktritt oder Beendigung des Schul­
besuches (§ 33 SchUG). Im letztgenannten Fall bei einem Sc~ulwechsel 
nur, sofern das Mitglied den Schulartbereich (§ 6 Abs. 1 Z 1 bis 3) 
oder den schulbehördlichen Zuständigkeitsbereich wechselt. Das An­
treten zur ReifeprUfung, Reife- und BefähigungsprUfung, Befähigungs­
oder Abschl4ßprUfung beendet nicht die Funktionsdauer. 
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Geltende Fassung 

Wahlrecht 

§ 8. (J) Wahlberedltigt sind alle SdlUlspredler (§ 59 Abs. 3 lit. d des 
Schulunterrichtsgesetzes ) aus den im § 6 Abs. 1 genannten Schulart-

bereichen, und zwar jeweils für den Schulartbereich, dem sie als Schul­
sprecher angehören. 

(2) Wählbar sind alle SdlUlsprcdlcr' und dcrcn Stcllvcrtrctcr ,an 
gaIl1,j:ihrigl'lI Ut'tUf'ssdllllt'lI :1l1t' Sdllllspn'dll'r und '(';II\('ssprnhn (§ SI) A"~. J 
dcs SdlUluntcrridmgcsctzcs') aus Jcn im § 6 Abs, J gcnanntcn SdlUlart­
bereichen, und zwar jeweils für den Schulartbereich, dem sie als Schulspredlcr, 
Schulsprecher-Stellvcrtreter oder Tagesspredler angehören, 

- 5 -

Entwurf 

(q) FUr Mitglieder und Ersatzmitglieder, deren Funktionsdauer 
während des Schuljahres endet, rUcken die Gewählten des betreffenden 
SChulartbereiches nach der Reihenfolge ih'rer Wahl (§ 16 Abs. 1) fUr 
die restliche Funktionsdauer auf. VorUbergehend verhinderte Mit­
glieder werden durch von ihnen bestimmte Mitglieder oder Ersatzmit­
glieder des betreffenden Schulartbereiches vertreten. 

Wahlrecht 

S 8. (1) Wahlberechtigt sind alle SChulsprecher (§ 59 SchUG) 
aus den im § 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Schulartbereichen, und 
zwar jeweils fUr den SChulartbereich, dem sie als. Schulsprecher an­
gehören. Im Verhinderungsfall eines Schulsprechers ist sein Stell­
verfreter wahlb~rechtigt, sofern der Verhinderte dies schriftlich 
bestätigt; ist der verhinderte Wahlberechtigte daz~ nicht im Stande, 
hat der Schulleiter den Verhinderungsfall schriftlich zu bestäti­
gen. Diese Bestätigungen sind vom Schulleiter zu beglaubigen. 

(2) Wählbar sind fUr den betreffenden Schulartbereich 

1. die SChulsprecher und deren Stellvertreter, 
2. an ganzjährigen Berufsschulen die Schulsprecher und die 

Tagessprecher und 

3. die Mitglieder, die einer Landes-~ Bundes- oder Zentrallehr­
anstaltenschUlervertretung am Tag der Wahlausschreibung (§ 9 
Abs. 1) angehören. 
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Geltende Fassung 

W a h lau s s c h r e, i b u n g; Ver z eie h n i s 
der Wahlberechtigten und der Wählbaren 

§ 9. (I) Die Wahl der Mitglieder und der Ersatzmitglieder ist von der 
Wahlkommission (§ 10 Abs. I) unter Bekanntgabe des Wahltages und des 
Wahlortes spätestens vier Wochen vor dem Wahltag auszusdueiben und den 
Wahlberechtigten so rechtzeitig bekanntzugeben, daß ihnen die Verständi­
gung spätestens drei Wochen vor der Wahl zugestellt werden kann. 

(2) Die Wahl komm iss ion hat ein Verzeichnis der am Tag der Wahl­
aussdlreibung Wahlberedttigten und Wählbaren anzufertigen. Das Wahl­
verzeidlllis ist. geredmet vom Tag der Wahlausschreibung an, durch min­
destens zwei Wodlen beim Landessdlulrat zur Einsicht aufzulegen; gleich­
zeitig ist es allen Schulen der im § 6 Abs. 1 genannten SdlUlartbereidle zu 

übermitteln, die es gleidlfalls durdl den vorbezeidmeten Zeitraum zur 

Einsicht aufzulegen haben. 
(3) Gegen (Iie Richtigkeit uml die Vollständigkeit des Wahl verzeichnisses 

kallll jnlt'r W"hllwl"l·t:htil\ll· IIl1d ;l·dn W!ihlhare w!ilnellli lll'S Allrta~l'-
7.eitraullles bei der Wahlkollllllission Einwendungen erheben. Hierüber hat 
die \'\'ahlkommission innerhalb von drei Tagen zu entscheiden. Gegen die 
Entscheidung der Wahlkommission ist ein ordentliches RedltSmittel' nicht 

zulässig. 
Wahlkollllllission 

§ 10. (I) Zur Vorhereitung und J)IIn:hführung der Wahl ist beim Lan­

desscllUlrat eine WahlkollImission zu bilden. 
(2) Die Wahlkommission besteht aus drei Mitgliedern, die vom Präsi­

denten des LandessdlUlrates aus dem Kreis der Beamten des Landesschul--" 
rates zu bestellen sind. Sie hat bei ihrem ersten Zusammentreten aus ihrer 
Mitte mit einfacher Stimmenmehrheit einen Vorsitzenden zu wählen. Die 
drei Landesschulspredler (§ t 7 Abs. t) sind beredltigt, an den Sitzungen der 
Wahlkommission als Wahlzeugen olme Stimmrecht teilzunehmen. 

(3) Für jedes Mitglied der Wahlkommission ist ein Ersatzmitglied vorzu­
sehen, das im Falle der Verhinderung des betreffenden Mitgliedes an dessen 
Stelle zu treten hat. Die Ersatzmitglieder sind in gleicher Weise wie die 

Mitglieder zu berufen. 

Entwurf 
WahlaussChreibung; Verzeichnis der Wahlberechtigten 

und der WAhlbaren 

S 9. (1) Oie Wahl der Mitglieder und der Ersatzmitglieder ist 
von der Wahlkommission (§ 10 ~bs. 1) unter Bekanntgabe des Wahl­
tages, der Wahl zeit und des Wahlortes spätes~ens vier Wochen vor dem 
Wah.ltag auszuschreiben und den WahlbereChtigten (§ 8 Abs. 1 erster 
Satz) so rechtzeitig bekanntzugeben, daß ihnen die Verständigung 
spätestens drei Wochen vor der Wahl zugestellt werden kann. 

(2) Oie Wahlkommission hat ein Verzeichnis der am Tag der Wahl­
aUSSChreibung WahlbereChtigten. (§ 8 Abs. 1 erster Satz) und Wähl-' 
baren (§ 8 Abs. 2) anzufertigen. Das Wahlverzeichnis ist. gereChnet 
vom Tag der Wahlausschreibung an, durch mindestens zwei Wochen beim 
Landesschulrat zur Einsicht aufzulegen. Gleichzeitig ist es allen 
Schulen der im § 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Schulartbereiche zu 
Obermitteln, die es gleichfalls durch den vorbezeichneten Zeitraum 
zur Einsicht aufzulegen haben. 

(3) Gegen die Richtigkeit und die Vollständigkeit des Wahlver­
zeichnisses kann Jeder WahlbereChtigte (§ 8 Abs. 1 erster Satz) und 
Jeder Wählbare (§ 8 Abs. 2) während des Auflagezeitraumes bei der 
Wahlkommission Einwendungen erheben. HierUber hat die Wahlkommission 
innerhalb von drei Tagen zu entscheiden. Gegen die Entscheidung der 
Wahlkommission ist ein ordentliches ReChtsmittel nicht zullssig. 

Wahl kommission 

S 10. (1) Zur Vorbereitung und DurchfOhrung der Wahl ist beim 
Landesschulrat eine Wahlkommission zu bilden. 

(2) Die Wahlkommission besteht aus drei Mitgliedern, die vom 
Präsidenten des Landesschulrates aus dem Kreis der Beamten des Lan­
desschulrates zu bestellen sind. Sie hat bei ihrem ersten Zusammen­
treten aus ihrer Mitte mit einfacher Stimmenmehrheit einen Vor­
sitzenden zu wählen. Der Landesschulsprecher sowie die drei Be­
reichsstel'lvertreter sind bereChtigt, an den Sitzungen der Wahlkom­
mission als Wahlzeugen ohne Stimmrecht teilzunehmen. 

(3) FU~ Jedes Mitglied der Wahlkommission ist ein Ersatzmit­
glied vorzusehen, das im Fall der Verhinderung des betreffenden Mit­
gliedes an dessen Stelle zu treten hat. Oie Ersatzmitglieder ~ind in 
gleiCher Weise wie die Mitglieder zu berufen. 

215/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
49 von 65

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



- 7 -

Geltende Fassung 

Durchführung der Wahl 

§ 1 J. Die Walll ist geheim. Das Wahlrecht ist persönlich durch übergabe 
des in dem Waillkuvert liegenden Stimmzettels an die Wahlkommission 
auszuüben. lJer LandessdlUlrat kann durch Verordnung für bestimmte 

oder aUe Schularten verfügen, daß die Stimmabgabe auch an der eigenen 
SdlUle und an einer anderen öffentlichen ßerufssdlUle oder mittleren oder 
höheren Schule zulässig ist ,wenn auf diese Weise eine VereinfadlUng 
oder Beschleunigung des Wahl verfahrens oder eine Erleichterung der Stimm­
abgabe erreicht wird; in dieser Verordnung ist auch die Frist für die Stimm­
abgabe festzulegen, die nicht länger als eine Wodle sein darf. 

Stimmzettel, Wahlkuvert 

§ 12. (I) Gleidlzeitig mit der Wahlaussdlreibung hat die Wahl kom­
mission den Wahlberedltigten einen Stimmzettel und ein Wahlkuvert zu­
zustellen. 

(2) Stimmzettel und Wahlkuverts müssen zumindest für die einzelnen im 
§ 6 Abs. I genannten Schulartbereiche die gleiche Größe, Farbe und Be­
schaffenheit aufweisen. 

(3) Auf dem Stimmzettel sind durm Druck oder sOllStige Vervielfähi­
gungen untereinander so viele Zeilen zu setzen und an der linken Seite mit 
so vielen arabisdIen Ziffern zu numerieren. als Mitglieder und Ersatzmit­
glie(ler zu 'wählen sind. Auf der redlten Seite jeder Zeile sind die Wahl­
punkte anzugeben. Die Wahlpunkte haben in umgekehrter arithmetisdler 
Reihenfolge zu den links eingesetzten Ziffern zu stehen. Die Mitte jeder 
Zeile ist für die Ausfüllung durch den Wähler freizuhalten. 

/ 

Entwurf 

Wlhlerversammlung und DurchrOhrung der Wahl 

5 11. (1) Die WahlbereChtigten und die Qählbaren fOr die Wahl 
der LandesschOlervertretung haben das ReCht, am Wahltag zu einer 
Wählerversammlung zusammenzutreten, um die Kandidaten fOr die Wahl 
besser kennenzulernen. Der LandesSChulrat hat hiefOr geeignete Räume 
zur VerfOgung zu stellen und die Teilnahmeberechtigten von Ort und 
Zeit der Wählerversammlung zu verständigen. 

(2) Die Wahl ist geheim. Das Wahlrecht ist persönlich durch 
Obergabe des in dem Wahlkuvert liegenden Stimmzettels an die Wahl­

kommission auszuUben. Der Landesschulrat kann durch Verordnung fOr 
bestimmte oder alle SChularten verfUgen, daß die Stimmabgabe auch an 
der eigenen SChule und an einer anderen öffentlichen Berufsschule 
oder mittleren oder höheren Schule zulissig ist, wenn auf diese 
Weise eine VereinfaChung oder BeSChleunigung des Wahlverfahrens oder 
eine Erleichterung der Stimmabgabe erreicht wird; in dieser Verord­
nung ist auch die Frist fOr die Stimmabgabe festzulegen, die nicht 
länger als eine Woche sein darf. 

Stimmzettel, Wahlkuvert 

5 12. (1) Gleichzeitig mit der Wahlausschreibung hat die Wahl­
kommission den Wahlberechtigten (§ 8 Abs. 1 erster Satz) einen 
Stimmzettel und ein Wahl kuvert zuzustellen. 

(~) Stimmzettel und Wahlkuverts mUssen zumindest fOr die ein­
zelnen im § 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten SChulartbereiche die 
gleiChe Größe, Farbe und Beschaffenheit aufweisen. 

(3) Auf dem Stimmzettel sind durch Druck oder sonstige Verviel­
fältigungen untereinander so viel~ Zeilen zu setzen und an der 
linken Seite mit so vielen arabischen Ziffern forlaufend zu nume­
rieren, als Mitglieder und Ersatzmitglieder zu wählen sind. Auf der 
rechten Seite Jeder Zeile sind die Wahlpunkte anzugeben. Die Wahl­
punkte haben in umgekehrter arithmetischer Reihenfolge zu den links 
~in~esetzten Ziffern zu stehen. Oie Mitte jeder Zeile ist fOr die 
AusfUllung durch den Wlhler freiZUhalten. 
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Geltende Fossun~ 

Ausfüllen und Wertung des Stilllmzet~els 

§ tl. (I) Von den Wahlberedltigten sind. auf dem Stimmzettel unter­
einander so viele Namen (familien- und Vorname) zu verzeidmen, als 
Mit~lieder und Ersatzmitglieder aus einem der im § 6 Abs. 1 genannten 
SdlUlartbercidle zu wählen sind. Hiebei hat ein getrenntes Verzeidmis nach 
Mitgliedern und Ersatzmitgliedern zu unterbleiben. Enthält ein Stimm­
zettel mehr Namen, als Mitglieder und Ersatzmitglieder zu wählen sind, 
so sind die über diese Zahl im Stimmzettel eingesetzten Namen unberück­
sidlligt zu lassen. Enthält er weniger Namen, so wird deshalb seine Gültig­
keit nicht beeinträchtigt. 

(2) Der auf dem Stimmzettel an erster Stelle Gereihte erhält so viele 
\X1ahlpunkte, als Mitglieder und Ersatzmitglieder zu wählen sind; der' an 
zweiter und weiterer Stelle Gereihte erhält jeweils um einen Wahlpunkt 
weniger. 

(3) Ist derselbe Name auf einem Stimmzettel mehrmals verzeichnet, so ist 
er bei der Zählung der Wahlpunkte nur an der Stelle mit der Ilödmen Zahl 
von Wahlpunkten zu berücksidtti~en.· 

(4) Stimmen, (Iie auf einen nicht Wählharen entfallen, sind un~ültig , 

Hn~ültigkeit des Stimmzettels 

§ 14. (I) Der Stimmzettel ist ungiiltig, wenn ein anderer als der von der 
Wahlkommission zugestellte Stimmzettel verwendet wurde oder wenn er 
durdl Besroädigung derart beeinträchtigt wurde, daß nidtt mehr eindeutig 
hervorgeht, wem der Wähler seine Stimmen geben wollte. 

(2) Worte, Bemerkungen o(ler Zeichen, die auf den von der Wahlkom­
mission zugestellten Stimmzetteln auHer zur Bezeichnung eines Wählbaren 
angebradlt werden, beeinträchtigen die Gültigkeit eines Stimmzettels nur, 
wenn dadurch nicht mehr eindeutig hervorgeht, wem der Wähler seine 
Stimme geben wollte. 

Entwurf 

Au~fOllen und Wertung de~ Stimmzettels 

, 13. (1) Von den Wahlberechtigten sind auf dem Stimmzettel 
untereinander so viele Namen (Familien- und Vorname) zu verzeichnen, 

als Mitglieder und Ersatzmitglieder aus einem der im § 6 Abs. 1 Z 1 
bis 3 genannten SChulartbereiche zu wählen sind. Hiebei hat ein ge­
trenntes Verzeichnen nach Mitgliedern und Ersatzmitgliedern zu 
unterbleiben. Enthält ein Stimmzettel mehr Namen, als Mi~glieder und 
Ersatzmitglieder zu wählen sind, so sind die Ober diese Zahl im 
Stimmzettel eingesetzten Namen unberOcksichtigt zu lassen. Enthält 
er weniger Namen; so wird deshalb seine GOltigkeit nicht beeinträch­
tigt. 

(2) Der auf dem Stimmzettel an erster Stelle Gereihte erhält so 
viele Wahlpunkte, als Mitglieder und Ersatzmitglieder zu wählen 
sind. Der an zweiter und weiterer Stelle Gereihte erhält jeweils um 
einen Wahlpunkt weniger. 

(3) Ist derselbe Name auf einem Stimmzettel mehrmals verzeich­
net, so ist er bei der Zählung der Wahlpunkte nur an der Stelle mit 
der hÖChsten Zahl von WahlpunkteQ zu berOcksichtigen. 

(ij) Stimmen, die auf einen nicht Wählbaren entfallen, sind un­
gOltig. 

OngQltigkeit des Stimmzettels 

5 tq. (1) Der Stimmzettel ist ungOltig, wenn ein anderer als 
der von der Wahlkommission zugestellte Stimmzettel verwendet wurde 
oder wenn er durch Beschädigung derart beeinträChtigt wurde, daß 
nicht mehr eindeutig hervorgeht, wem der Wähler seine Stimmen geben 
wollte. 

(2) Worte, Bemerkungen oder Zeichen, die auf den von der Wahl­
kommission zugestellten Stimmzetteln außer z~r Bezeichnung eines 
Wählbaren angebracht werden, beeinträChtigen die GUltigkeit eines 
Stimmzettels nur, wenn dadurch nicht. mehr eindeutig hervorgeht, wem 
der Wähler'seine Stimme geben wollte. 
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Geltende Fassung 

Zählen und Verzeichnen der Wahlpunkte 

§ 15. Die Wahlkommission hat die Abgabe des Stinull7,ettcls im Wahl­
verzeichnis (§ 9 Abs. 2) zu vermerken, nadl Sdlluß der Wahl die auf die 
einzelnen Wählbaren entfallenden Wahlpunkte zu zählen und die Zahl der 
Wahlpllnkte in der über den Wahlvorgang aufzunehmenden Niedersduifl 

(§ 18 Abs. 1) ersichtlich zu mamen. 

Wcrtung der Wahl punk tc 

§ 16. (1) Von den Wählbaren sind entsprechend dcr Zahl dcr zu wählen­
den Mitglieder und Ersatzmitglieder die mit der höhercn Zahl an Wahl­
punktcn als Mitglicdcr und die mit der niedri~eren Zahl an Wahlpunktcn 
als Ersatzmitglieder cines Landes-Schlilerbeiratcs gewählt. 

(2) Wcnn infolge gleicher Zahl an Wahlpunktcn mchr Wählbarc, als zu 
wählen sind, als Mitglicder oder Ersatzmitglieder in Betracht komlllen, so 
entscheidet das vom Vorsitzcnden der Wal1lkoml11ission (§ 10 Abs. 2) 7,U 

ziehcntlc los darlibcr, wcr als Mitglietlund wcr als Ersatzmitglied gcwählt 
ist. Wcnn gcwählte Ersatzlllitglicder die gleidlc Zahl an Wahl punkten 
erreidlt haben, so entscheidet das vom Vorsitzenden der Wahl kommission 
zu ziehende los über die Reihenfolge des Eintretens für verhinderte Mit-

glieder (§ 7 Abs. 1). 

Entwurf 

ZAhlen und Verzeichnen der Wahlpunkte 

S 15. (1) Die Wahlkommission hat die Abgabe des Stimmzettels im 
Wahlverzeichnis (§ 9 Abs. 2) zu vermerken. Wurde eine Wahlberechtig­
ter (§ 8 Abs. 1 erster Satz) durch eine zur Vertretung bei der Wahl 
berechtigte Person vertreten (§ 8 Abs. 2 zweiter Satz), ist dies im 
Wahlverzeichnis zu vermerken. 

(2) Nach Schluß der Wahl hat die Wahlkommission die 

einzelnen WAhlbaren entfallenen Wahlpunkte zu zAhlen pnd 
der Wahlpunkt in der Uber den Wahlvorgang aufzunehmenden 
schrift (§ 18 Abs. 1) ersichtlich zu machen. 

Wertung der WahlpuDkte 

auf die 
die Zahl 

Nieder-

S 16. (1) Von den WAhl baren sind entsprechend der Zahl der zu 
w~hlenden Mitglieder und Ersatzmitglieder die mit der h5heren Zahl 
an Wahlpunkten als Mitglieder und die mit der niedrigeren Zahl an 
Wahlpunkten als Ersatzmitglieder einer LandesschUlervertretung ge­
w!hlt. 

(2) Wenn infolge gleicher Zahl an Wahlpunkten mehr W!hlbare als 
zu wihlen sind, als Mitglieder oder Ersatzmitglieder in Betracht 
kommen, so entSCheidet das vom Vorsitzenden der Wahlkommission (§ 10 
Abs. 2) zu ziehende Los darUber, wer als Mitglied und wer als Er­
satzmitglied gewihlt ist. Wenn gewihlte Ersatzmitglieder die gleiche 
Zahl an Wahlpunkten erreicht haben, so entSCheidet In gleicher Weise 
das Los Ober die Reihenfolge des Eintretens fUr jene Mitglieder, 
deren Funktionsdauer w~hrend des Schuljahres beendet worden ist 
(§ 7 Abs. q). 
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Geltende Fossun!;l 

Landesschulsprecher, Stellvertreter 

§ 17. (I) Jeder Landes-Schülerbeirat hat drei Landessdmlspredler und 
llrei Stellvertreter. Landessdlulspredler sind, getrennt nach den im § 6 Abs. 1 
genannten Sdllliartbereidlen. (Iic drei Mitglieder mit der jeweils hödlSten 
ZaM an Wahl punkten. Stellvertreter sind, getrennt nam den im § 6 Abs. 1 
genannten Smulartbereimen, die drei Mitglieder mit der jeweils zweit­
hömsten Zahl an Wahlpunkten . 

(2) Der Vorsitz im Landessdlülerbeirat wedlselt nadl jeder internen 
Sitzung (§ 26) zwismen den LandessdlUlspredlern in der Reihenfolge der 
Höhe der auf sie entfallenen Zahl an Wahlpunkten . Diese Reihenfolge ist 
während der Funktionsdauer (§ 7 Abs. 2) unverändert beizubehalten. 

Beurkundung des Wahlvorganges und Bekanntgabe 
des Wahlergebnisses 

§ 18. (1) Ober den Wahl vorgang ist eine Niedersdlrifl aufzunehmen, die 
alles Wesentlime zu enthalten hat, von den Mitgliedern der Wahlkom~ 
mission zu unterfertigen und mit der Wahlaussmreibung. dem Wahlverzeich­
nis und den abgegebenen Stimm7.etteln unter Versdlluß beim Landessdlllirat 
:1Uf1.ubewallren ist. Jeder Wahlberedltigte kann in diese Akten Einsidlt 
nehmen. 

(2) Das Ergebnis der Wahl ist den Wahlberedltigten smrifUim mitzu­
teilen. Darüber hinaus ist es dem Präsidenten des Landessdmlrates bekannt­
zugt'hcn und im Lamlcssdlllirat llurdl Ansdllag an der Amtstafel kumlzu-
madlen. . 

(3) Gleidlzeitig mit der Mitteilung des Wahlergebnis,ses sind den Wahl­
beredltigten sdlrifHidl die Namen der Landesschulspremer des betreffenden 
Landes-Sdlülerbeirates bek3nntzugeben, die gemäß § 20 Z 1 bis 3 dem 
Bundes-Sdlülerbeirat als Mitglieder angehören. In gleidlerWeisc sind den 
Wahlbereduigten die Namen der Stellvertreter der LandessdlUlspredler 
bekanntzugeben. 

- 10 -

Entwurf 

Landesschulsprecher. Bereichsstellvertreter 

S 17. (1) Jede LandesschUlervertretung hat in ihrer ersten 
internen Sitzung einen Landesschulsprecher und getrennt nach den im 
§ 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten SChulartbereichen, drei Bereichs­
stellvertreter bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mit­
glieder mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gUltigen Stimmen zu 
wählen. Bei Stimmengleichheit entSCheidet das vom Wahlvorsitzenden 
zu ziehende Los. Den Wahlvorsitz fUhrt das älteste an~esende Mit­
glied. Sind weniger als die Hälfte der Mitglieder Zu Sitzungsbeginn 
anwesend, so kannen nach dem Verstreichen einer Stunde die Wahlen 
bei Anwesenheit von mindestens einem Dr~ttel d~r Wahlberechtigten 
durchgefUhrt werden,wenn mindestens ein Wahlberechtigter aus jedem 
Schulartbereich (§ 6 Abs. 1 Z 1 bis 3) anwesend ist. Die DurchrUh­
rung von Wahlen ist bis zum Ende der internen Sitzung ZUlässig. 

(2) Den Vorsitz in der LandesschUlervertretung fUhrt der Lan­
desschulsprecher, im Falle seiner Verhinderung ein von ihm bezeich­
neter BereiChsstellvertreter. 

Beurkundung des Wahlvorganges und Bekanntgabe des 
Wablel'gebnisses 

S 18. (1) Ober den Wahlvorgang ist eine NiedersChrift aufzuneh­
men, die alles Wesentliche zu enthalten hat, von den Mitgliedern der 
Wahlkommission zu unterTertigen und mit der Wahlausschreibung, dem 
Wahlverzeichnis und den abgegebenen Stimmzetteln unter VerschluB 
beim Landesschulrat aufzubewahren ist. Jeder Wahlberechtigte kann in 
diese Akten Einsicht nehmen. 

(2) Das Ergebnis der Wahl ist den gewählten Mitgliedern und Er­
satzmitgliedern sowie dem Präsidenten des Landesschulrates bekannt­
zugeben. Dieser hat das Wahlergebnis' durch AnSChlag an der Amtstafel 
kundzumachen und den betroffenen Schulen zur Kundmachung zu Dber­
mitteln. 
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Geltende Fassung 

Anfechtung der Wahl 

§ 19. (1) Die Wahl zu einem Landes-Schülerbeirat k:lI1n nlll jedem 
Wahlberechtigten innerhalb von zwei Wodlen nach MitteilunR des Wahl­
ergebnisses beim Landesschulrat angefochten werden. Die Anfechtung ist 
jedoch unzulässig, wenn sie sich auf Gründe stützt, die bereits durch Ein­
wendungen gemäß § 9 Abs. 3 hätten geltend gemacht werden können oder 
erfolglos geltend gemacht worden sind. 

(2) Ober die Anfechtung entscheidet der Landesschulrat . Gegen die Ent­
scheidung ist ein ordentliches Rechtsmittel n1cht zulässig. 

(3) Auf Gr,und der Anfedlwng ist die Wahl soweit für ungültig zu 
erklären, als Bestimmungen über das Wahl verfahren verletzt worden sind 
und durch' diese Rechtswidrigkeit das Wahlergebnis beeinflußt werden 
konnte. 

- 11 
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Anfechtung der Wahl 

S 19. (1) Oie Wahl zu einer LandesschUlervertretung kann von 

jedem Wahlberechtigten innerhalb von zwei Wochen ab der Kundmachung 
der Wahl durch den Präsidenten des Landesschulrates beim Landes­
schulrat angefochten werden. Oie Anfechtung ist Jedoch unzulässig, 
wenn sie sich auf GrUnde stUtzt, die bereits durch Einwendungen ge­
mäß § 9 Abs. 3 hätten geltend gemacht werden kannen oder erfolglos 

geltend gemacht worden sind. 

(2) Ober die Anfechtung entscheidet der Landesschulrat. Gegen 
die EntSCheidung ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht zulässig. 

(3) Auf Grund der Anfechtung ist die Wahl so weit fUr ungUltig 
zu erklären, als Bestimmungen Uber das Wahlverfahren verletzt worden 

sind und durch diese Rechtswidrigkeit das Wahlergebnisse beeinflußt 
werden konnte. 

RQcktritt des Landesschulsprechers, der Bereichsstellvertreter 

S 20. (1) Der Landesschulsprecher (Bereichsstellvertreter) kann 
im Rahmen einer internen Sitzung (§ 31) von seiner Funktion zurUck­
treten. In diesem Fall ist in derselben Sitzung die Neuwahl eines 

Landesschulsprechers '(Bereichsstellvertreters) durchzufUhren. § 17 

Abs. 1 ist anzuwenden. 

(2i Gemäß Abs. 1 zurUckgetretene Landesschulsprecher (Bereichs­
stellvertreter) bleiben weiterhin Mitglieder der LandesschUlerver-

tretung. 

", 
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Geltende Fassung 

/ 

1 

" 

~... !.-. 

E n lV/li r f 

Abwahl des Landessohulspreohers. der Bereichsstellvertreter 

S 21. (1) Zur Abwahl eines La~dessdhulsprechers (Bereichsstell­
vertreters) ist auf Antrag eines Drittels der Hitglieder der Landes­
schUlervert~etung binnen zwei Wochen a& der Antragsteilung eine in­
terne Sitzung einzuberufen (§ 31 Abs. 2)\ Diese interne Sitzung hat 
binnen weiterer zwei Wochen stattzufinden. Unterbleibt die Einberu­
fung der Sitzung, hat der Prlsident des Landesschulrats eine interne 
Sitzung zur Abwahl des Landesschulsprechers (Bereichsstellvertre_ 
ters) einzuberufen, welche innerhalb weiterer zwei Wochen stattzu­
finden hat. 

(2) FUr die Abwahl eines Landesschulsprechers (Bereichsstell­
yertreters) ist die Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder der Lan­
dessChUlervertretung und eine Mehrheit von zwei Dritteln der abge­
gebenen gUltigen Stimmen erforderlich. 

(J) 1m Anschluß an dic erfolgte Abwahl des Landesschulsprechcrs 
(Bereichsstellvertreters) ist eine Neuwahl des Landesschulsprechers 
(Bereichsstellvertreters) durchzufUhren. § 11 Abs. 1 ist anzuwenden. 

(q) Abgewählte Landesschulsprecher (Bereichsstellvertreter) 
bleiben weiterhin Mitglieder der LandesschUlervertretung. 
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Geltende Fassung 

3. ABSCHNIIT 

Mitgliedsdlaft: zum Bundes-Sdlülerbeirat 

Zu sam m e n se tz u n g d es B und es - S c h ü I e rb ei r a te s 

§ 20. Dem Bundes-Sdlülerbeirat gehören dreißig Mitglieder an, und 
zwar 

J. die neun LandessdlUlspredler aus dem Bereidt der allgemeinbildenden 
höheren Sdtulen , 

2. die neun LandessdlUlspredter aus dem Bereidt der berufsbildenden 
mittleren und höheren Sdtulen sowie der mittleren Anstalten der lehrer­
bildung und der Erzieherbildung , 

3. die neun LandessdlUlsprecher ·aus dem Bereidt der BerufssdlUien 
und 

4. drei Mitglieder aus dem Bereidt der Zentrallehranstalten (je ein Mit­
glied aus dem Bereidt der Höheren Internatssdtulen des Bundes, aus dem 
Bereidt der Höheren tedtnisdten und gewerblidten Lehranstalten und des 

Bundesinstitutes für Heimerziehung in Baden, aus dem Bereidl der land­
-und forstwirtsdlanIidlen SdlUlen) . 

Bestellungsweise und Funktionsdauer 

§2t. (1) Als Mitglieder gemäß § 20 Z 4 sind vom Zentrallcltraruulten­
Sdtülerbeirat, getrennt nadt· den im § 23 genannten SdlUlbereidlen, die drei 
Mitglieder mit der jeweils hödtsten Zahl -an Wahlpunkten, als Ersatz­
mitglieder die drei Mitglieder- mit der jeweils zweithödlsten Zahl an Wahl­
punkten zu entsenden . Im falle der Verhinderung eines Mitgliedes gemäß 
§ 20 Z 1 bis 3 hat dessen Stellvertreter (§ 17 Abs. 1), im Falle der Ver­
hinderung eines Mitgliedes gemäß § 20 Z 4 dessen Ersatzmitglied einzu-

treten. 
(2) Wenn infolge gleidter Zahl an Wahlpunkten zwei Mitglieder des 

Zentrallehranstahen-Sdtülerbeirates als Mitglied oder Ersatzmitglied in 
Betradtt kommen, so entsdleidet das vom Vorsitzenden der Wahlkommission 
zu ziehende Los darüber, wer in den Bundes-Sdtülerbeirat als Mitglied und 
wer als Ersatzmitglied zu enuenden ist. 

- 13 -

Entwurf 
3. ABSCHNITT 

MitgliedsChaft zur BundesSChillervertretung 

Zusammensetzung der Bundesschillervertretung 

S 22. (1) Der BundesChillervertretung gehören dreißig Mitglieder 
an und zwar 

1. die Lande~schulsprecher aus allen Bundesl!ndern sowie Jene 
Bereichsstellvertreter, die nicht dem Schulartbereich des 
Jeweiligen Landesschulsprechers angehören; 

2. drei Mitglieder aus dem Bereich der Zentrallehranstalten (je 
ein Mitglied aus dem Bereich der Höheren Internatsschulen 
des Bundes, aus dem Bereich der Höheren technischen und ge­
werblichen Lehranstalten und des Bundesinstituts filr Heimer­
ziehung in Baden sowie aus dem Bereich der land- und forst­
wirtschaftlichen SChulen). 

(2) Als Mitglieder gemäß Abs. 1 Z 2 sind von der Zentrallehr­
anstaltenschUlervertretung, getrennt nach den im § 26 genannten 
Schulbereichen, die drei Mitglieder mit der jeweils höchsten Zahl an 
Wahlpunkten, als Ersatzmitglieder die drei Mitglieder mit der je­
weils zweithöchsten Zahl an Wahlpunkten zu entsenden. Wenn infolge 
gleicher Zahl an Wahl punkten zwei Mitglieder der Zentrallehranstal­
tenschillervertretung als Mitglied oder Ersatzmitglied in Betracht 
kommen, so entSCheidet das vom Vorsitzepden der Wahlkommission zu 
ziehende Los darilber, wer In die Bundesschillervertretung als Mit­
glied und wer als Ersatzmitglied zu entsenden ist. 

(3) Im Falle des RUcktritts eines Mitgliedes der BundesschUler­
vertretung ist der neu gew!hlte Landesschulsprecher bzw. Bereichs­
stellvertreter Mitglied der BundesschUlervertretung. 

(q) Im Falle der vorUbergehenden Verhinderung eines Mitgliedes 
der Bundesschillervertretung werden 

1. Mitglieder aus der Zentrallehranstaltenschillervertretung 
durch ihre Ersatzmitglieder und 

2. alle anderen Mitglieder der BundesschUlervertretung durch 
jenes Mitglied der LandesschUlervertretung, welches die 
höchste Punktezahl aufweist, 

vertreten. 
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Geltende Fassung 

Bundesschulsprecher, Stellvertreter 

§ 22. Der Bundes-Schiilerbeirat hat in der ersten internen Sitzung 
(§ 26) aus seiner Mitte seinen Vorsitzenden (ßundesschulsprecher) und, 
getrennt nach den im § 20 Z I bis 3 genannten Schulartbereichen , drei Stell­
vertreter bei Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln der Mitglieder mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen zu wählen. 

~.·I ! ... 

~ 14 -

Entwurf 

Bundesschulsprecher, Stellvertreter 

S 23. Die BundesschUlervertretung hat zu Beginn der ersten 
internen Sitzung {S 31) aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden (Bundes­
sChulsprecher) und getrennt nach den im § 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 genann­
ten Schulartbereichen, drei Stellvertreter bei Anwesenheit von min­
destens der Hilf te der Mitglieder mit einfacher Mehrheit der abgege­
.benen gOltigen Stimmen zu wihlen. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das vom Wahl vorsitzenden zu ziehende Los. Den Wahl vorsitz fUhrt das 
ilteste anwesende Mitglied. Sind weniger als die Hälfte der Mitg~ie­
der zu Sitzungsbeginn anwesend, so kannen nach dem Verstreichen 
einer Stunde die Wahlen bei Anwesenheit von mindestens einem Drittel 
der Wahlberechtigten durchgefUhrt werden, wenn mindestens ein Wahl­
berechtigter aus jedem Schulartbereich anwesend ist. Die DurchfUh­
rung von Wahlen ist bis zum Ende der internen Sitzung zulässig~ Bis 
zum Abschlu& der Wahlen hat der Wahlvorsitzende auch den Sitzungs­
vorsitz. 

RQcktrltt des Bundesschulsprechers, der Stellvertreter 

S 2_. (1) Der Bundess6hulspr~cher (Stellvertrete~) kann im 
Rahmen einer internen Sitzung (§ 31) von seiner Funktion zurUck­
treten. In diesem Fall ist in derselben Sitzung die Neuwahl eines 
Bundesschulsprechers (Stellvertreters) durchzufUhren. § 23 ist anzu­
wenden. 

(2) Gemä& Abs. 1 zurUckgetretene Bundesschulsprecher (Stellver­
treter) bleiben weiterhin Mitglieder der BundesschUlervertretung. 
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Geltende Fassung 

1 

4. AßSCllNrrr 

Mitgliedsdlaft zum, Zentrallehranstalten-Sdlü1erbeirat . 

Zusammensetzung des Zentrallehranstalten­
Schülerbeirates 

§ 23. Dem Zentralanstalten-Sdlülerbeirat gehören sechs Mitglieder an, 
und zwar je zwei Mitglieder aus dem Bereich der Höheren Internatsschulen 
des Bundes (Bundeserziehungsanstalten), aus dem Bereidl der Höheren 
technischen und gewerblichen Lehranstalten und des ßundcsinstitutes für 
Heimerziehung in Baden sowie aus dem Bereidl der land- und forstwirt­
schafllichen Schulen (der höheren land- und forstwirtschafllichen Lehranstal­
ten', der land- und forstwirtschafUichen Fachschulen des Bundes und der 
Forstfachschule ). 

15 

Entwurf 

Abwahl des Bundesschulsprechers, der Stellvertreter 

S 25. (1) Zur Abwahl des BundesSChulsprechers (S~ellvertreters) 
ist auf Antrag eines Drittels der Mitglieder der BundesschUlerver_ 

.tretung binnen zwei Wochen ab der Antragsteilung eine interne 

Sitzung einzuberufen (§ 31 Abs. 2). Diese interne Sitzung hat binnen 
weiterer zwei Wochen stattzufinden. Unterbleibt die Einberufung 

dieser Sitzung, hat der Bundesminister fUr UnterriCht, Kuns~ und 

Sport auf Antrag eines Drittels der Mitglieder der BundesschUlerver_ 
tretung eine interne Sitzung zur Abwahl des BundessChulsprechers' 
(Stellvertreters) einzuberufen, welche innerhalb weiterer zwei 
Wochen stat~zufinden hat. 

(2) FUr die Abwahl des Bundesschulsprechers ist die Anwesenheit 
der "lIfte der Mitglieder der BundesschUlervertretung und eine Mehr­
heit von zwei Dritteln der abgegebenen gUltigen Stimmen erforder­
lich. 

(3) Abgewlhlte Bundesschulsprecher (Stellvertreter) bleiben 
weiterhin Mitglieder der BundesschUlervertretung. 

q. ABSCIINlTT 

Hitgliedschaft zur ZentrallehranstaltenschOlervertretung 

Zusammensetzung der ZentrallehranstaltenschOlervertretung 

S 26. Der ZentrallehranstaltenschUlervertretung geharen sechs 
Mitglieder an, und zwar zwei Mitglieder aus dem Berefch der H5heren 
Internatsschulen des Bundes, aus dem Bereich der Haheren technischen 
und gewerblichen Lehranstalten und des Bundesinstitutes fUr Heimer­

ziehung in Baden sowie aus dem Bereich der land- und forstwirt-

schaftlichen Schulen (der haheren land- und forstwirtschaftlichen 

Lehranstalten, der land- und forstwirtschaftlichen Fachschulen und 
der Forstfachschulen). 
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Geltende Fassung 

A n wen dun g von B e s tim m u n gen des 2. A b s c h n i t t e s 

§ 24. Die §§ 7 bis 16 und §§ 18 und 19 sind mit folgenden Abwei­
dtungen anzuwenden: 

1.. in den §§ 7 Abs. t und 16 Abs.l tritt an die Stelle des Landes-Sdtüler­
beirates der Zentrallehranstalten-Scltülerbeirat; 

2. in den§§ 7 Abs. 1, 8, 9 Abs. 2 und 13 Abs. 1 treten an die Stelle der 
im § 6 Abs. 1 genannten Sdtulartbereidte die im § 23 genannten Sdtul­
bereidte; 

3. in den §§ 9 Abs. 2, 10 Abs. t und 2, t 8 Abs. 1 und 2 sowie 19 Abs. t 
tritt an die Stelle des Landessdtulrates das Bundesministerium für Unterridtt 
und Kunst; 

4. in den §§ 10 Abs. 2 und t 8 Abs. 2 tritt an die Stelle des Präsidenten 
des LandessdlUlrates der Bundesminister für Unterridtt und Kunst; 

5. im § 10 Abs.2 tritt an die Stelle der drei Landessdtulspredter der 
Zentrallehranstaltenspredter; 

6. in den §§ 11 und 19 Abs. 2 tritt an die Stelle des Landessdtulrates der 
Bundesminister für Unterridtt und Kunst; 

7. im § t 8 Abs. 3 tritt an die Stelle der dort vorgesehenen Bekanntgabe 
die Bekanntgabe der Namen der Mitglieder des Zentrallehranstalten-' 

Sdtülerbeirates, die gemäß § 21 Abs. 1 in den Bundes-Sdtülerbeirat als' Mit­
glieder und als Ersatzmitglieder zu entsenden sind. 

16 

EntVlllrf 

Funktionsdauer 

, 21. Die Funktionsdauer eines Mitgliedes und ein~s Ersatzmit­
gliedes endet durch Zeitablauf, RUcktritt und durch Beendigung des 
Schulbesuches (S 33 SchUG). 1m letztgenannten Fall durch einen 
Schulwechsel nur, sofern das Mitglied den bisherigen Schulartbereich 
(§ 26) verläßt oder den schulbehördlichen Zuständigkeitsbereich 
wechselt. Das Antreten zur, ReifeprUfung, Reife- und BefähigungsprU­
fung, Befihigungs- oder AbschlußprUfung beendet nicht die Funktions­
dauer. 

Anwendung 90n Bestimmungen des 2. Abschitts 

, 28. (1) § 1 Abs. 1, 2 und 11 und die §§ 8 bis 16 sowie 18 bis 
21 sind mit folgenden Abweichungen anzuwenden: 

1. In den §§ 1 Abs. 1, 11 AbS. 1, 16 Abs. 1, 19 Abs. 1,20 
Abs. 2 und § 21 tritt an die Stelle der LandesschUlervertre­
tung die ZentrallehranstaltenschUlervertretung; 

2. In den §§ 1 Abs. 1,8 Abs. 1,9 Abs. 2,12 Abs. 2 und § 13 
Abs. 1 treten an die Stelle der im § 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 ge­
nannten Schul art bereiche die 1m § 26 genannten Schulart­
bereiche; 

3. In den §§ 9 Abs. 2,10 Abs. 1 und Abs. 2,11 Abs. 1 und § 18 
Abs. 1 tritt an die Stelle des Landesschulrates das Bundes­
ministerium fUr Unterricht, Kunst und Sport; 

11. In den §§ 10 Abs. 2, 18 Abs. 2, 19 Abs. 1 und § 21 Abs. 1 
tritt an die Stelle des Präsidenten des Landesschulrates der 
Bundesminister fUr Unterricht, Kunst und Sport; 

5. 1m § 10 Abs. 2 und den §§ 20 und 21 tritt an die Stelle des 
LandessChulsprechers und der Bereichsstellvertreter der Zen­
trallehranstaltenspreCher und d~s~en Stellvertreter; 

6. 1m § 19 Abs. 1 und Abs. 2 tritt an die Stelle des Landes­
schulrates der Bundesminister fUr Unterricht, Kunst und 
Sport. 

(2) § 11 Abs. 21st Uberdies mit der Maßgabe anzuwenden, daß an 
die Stelle der persönlichen Stimmabgabe die Stimmabgabe auf dem Wege 
durch die Post tritt und der Bundesminister fUr Unterricht, Kunst 
und Spart alle erforderlichen Vorkehrungen fUr die Wahrung des Wahl-

," 
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Geltende Fassung 

1 

Zen t r a 11 ehr ans tal te n s p r e ehe r, S tell ver t re t e r 

§ 25. Der Zent;allehranstaltcn-Schülerbdrat hat in der ersten internen 
Sit7.un~(§ 26) aus seiner Mitte seinen Vorsit7.enden (Zentrallehranstahen­
spredler) und dessen Stellvertreter bei Anwesenheit von mindestens zwei 
Orittcln der Mitglieder mit einfadler Mehrheit dor abgegebenen Stimmen zu 
wählen. 

:0" 

- 17 -

Entwurf 

geheimnisses zu treffen hat. Der Bundesminister fUr Unterricht, 
Kunst und Sport hat Uberdies durch Verordnung eine Frist fUr die 
Stimmabgabe festZUlegen. Verordnungen zur Festlegung der Frist fUr 
die Stimmabgabe sind durch Anschlag an den betreffenden Schulen 
kundzumacheri und treten, soweit darin nicht anderes bestimmt ist, 
mit Ablauf des Tages des AnSChlages in der Sohule in Kraft. Die 
Wahlberechtigten sind in geeigneter Weise auf diese Kundmaohungen 
hinzuweisen. 

(3) Auf die DurOhfUhrung von Neuwahlen des Zentrallehranstal_ 
tensprechers (Stellvertreters) ist § 29 anzUwenden. 

ZeDtrallehraDstalteDspreOher. Stellvertreter 

S 29. Die ZentrallehranstaltensChUlervertretung hat zu Beginn 
der ersten internen Sitzung aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden (Zen­
trallehranstaltenspreCher) und dessen Stellvertreter bei Anwesenheit 
von mindestens der "lifte der Mitglieder_mit einfaCher Hehrheit der 
abgegebenen gUltigen Stimmen zu w~hlen. Bei Stimmengleichheit ent­
SCheidet das vom Wahlvorsitzenden zu ziehende Los. Den Wahlvorsitz 
fUhrt das ~lteste anwesende Mitglied. Sind weniger als die H~lfte 
der Wahlberechtigten zU SitzungSbeginn anwesend. so kann nach dem 

Verstreichen einer Stunde die Wahl bei AnwesenheIt v9n mindestens 
einem Drittel der Wahlbereohtigten durchgefUhrt werden. wenn min­
destens ein Wahlberechtigter aus jedem SChulartbereiCh (§ 26) an­
wesend ist. Die DurchfUhrung von Wahlen ist bis zum Ende der inter_ 
nen Sitzung zullssig • 
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Geltende Fassung 

5. AßSCHNITI 

Verfahren der Sdlülerbeiräte 

Beratungen 

§ 26. (I) Die Sdlülerbciräte habcn dic ihnen übertragencn Aufgaben 
(§ 2) in intcrncn SitzunJ;cn und in gcmcinsamcn Sitzungcn mit V crtrctern 
dcr SdlUlbcl1ördcn zu bcratcn . 

(2) Die Sitzungen sind nidlt öffentlim . 

Einberufung von Sltzungen 

§ 27. (1) Die erste interne Sitzung des Bundes-Sdlülcrbeirates und die 
erste interne Sitzung dcs Zcntrallcltranstahcn-Sdlülcrbciratcs sind auf 
Antrag vom BUhdesminister für Untcrridlt und Kunst cinzubcrufen. Der 
Antrag, der eineh bestimmten Tag anzugeben hat, ist von mindestens zwci 
Mitgliedern des lBundes-Smülerbeirates bzw. zwei Mitgliedern des Zentral­
lehranstalten-Sdiülerbeirates zu stellen. 

(2) Die interlIen Sitzungen eines Smülerbeirates sind von seinem Vor­
sitzenden·, im Falle der Verhinderung von seinem Stcllvertreter. nach 
Bedarf, hödlstens aber viermal in einem Schuljahr, unter Bekanntgabe der 
Tagesordnung einzuberufen. Eine Sitzung ist innerhalb von zwe,i Wodlen 
einzuberufen, wenn dics scluilHidl unter Angabe des ßer:\tungsgcgclIstandcs 
wenigstens von einem Drittel der Mitglieder verlangt wird. 

- 18 -

Entwurf 

5. ABSCHNITT 

Verfahren der SchUlerbeirlte 

Beratungen 

5 30. (1) Die SChOlervertretungen haben die ihnen Obertragenen 
Aufgaben (§§ 2 und 3) in internen Sitzungen und in gemeinsamen 
Sitzungen mit Vertretern der Schulbeharden zu beraten. 

(2) Die SChOlervertretung~n kannen durch Beschluß (§ 3q) im 
Rahmen der ihnen Obertragenen Aufgaben die Erledigung .einzelner An­
gelegenheiten, die nur jeweils eine Schulart betreffen, spezifiSChen 
BereiChsaUSSChOssen Obertragen. Ober die Tätigkeit dieser AusschUsse 
ist in den internen Sitzungen der jeweiligen SChUlervertrotung zu 

_berichten. 

(3) Die Sitzungen sind nicht affentlich. 

Einberufung von Sitzungen 

5 31. (1) Die erste interne Sitzung der BundesschUlervertretung 
und die erste interne Sitzung der ZentrallehranstaltensChUlervertre_ 
tung ist vom Bundesminister fOr UnterriCht, Kunst urid Sport bis zum 
15. OktOber des jeweiligen SChuljahres einZUberufen. 

(2) Interne Sitzungen einer SChUlervertretung sind von ihrem 
Vorsitzenden, i~ Falle der Verhinderung von dessen Stellvertreter 
nach Bedarf unter Bekanntgabe des Tagungsortes, des Tagungszeitpunk­
tes und der Tagesordnung einZUberufen. Eine Sitzung, mit Ausn~hme 
der ersten internen Sitzung~ ist innerhalb von zwei Wochen einzube­
rufen, wenn dies schriftlich unter Bekanntgabe dos Beratungsgegen­
standes wenigstens von einem Drittel der Mitglieder verlangt wird. 

,. 
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Geltende Fossung 

(3) Die gemeinsamen Sitzungen r.ines Landes-Schülerbeirates mit Ver­
tretern des Landesschulrates sind vom Präsidenten des Landesschulrates, die 
gemeinsamen Sitzungen des Zentrallehranstalten-Schülerbeirates mit Ver­
tretern des Bundesministeriums fiir Unterridlt und Kunst und die gemein­
samen Sitzungen des Bundes-Schülerbeirates mit Vertretern des Bundes­
ministeriums für Unterricht und Kunst vom Bundesminister für Unterridlt 
und Kunst einzuberufen. Im übrigen ist Abs. 2 anzuwenden. 

Leitung der Sitzungen 

§ 28. (I) Die internen Sitzungen eines Schülerbeirates werden von sei­
nem Vorsitzenden, im Falle der Verhinderung von seinem Stellvertreter, 
geleitet. , 

(2) Die gemeinsamen Sitzungen eines Landes-Sdlülerbeirates werden vom 
Präsidenten des Landesschulrates oder von einem von ihm zu bestellenden 
Beamten des Landesschulrates, die gemeinsamen Sitzungen des Zentrallehr­
anstalten-Sdlülerbeirates und (Ies ßundes-Sdlülcrbeiratcs vorn UUl1lle51l1inistcr 
für Unterricht und Kunst oder von einem von ihm zu bestellenden ßeamten 
des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst geleitet. 

Niederschrift 

§ 29. Ober jede interne und jede gemeins:tme Sitzung eines Schüler­
bdrates ist ein Protokoll anzufertigen, das den Gang und das Ergebnis der 
Beratungen festzuhalten hat. Der Sduififührer ist vor Beginn jeder Sitzung 
vom Vorsitzenden zu bestimmen '. 

- 19 -

Entwurr 

(3) H6chstens vier gemein.ame Sitzungen einer LandesschUlerver­
tretung mit Vertretern des Landesschulrates sind vom Prlsidenten des 
Landesschulrates, h6chstens vier gemeinsame Sitzungen der Zentral­
lehranstaltenschUlervertretung mit Vertretern des Bundesministeriums 
fUr Unterricht, Kunst und Sport und höchstens vier gemeinsame 
Sitzungen der BundesschUlervertretung mit Vertretern des Bundesmini­
steriums rUr Unterricht, Kunst und Sport sind vom Bundesminister rUr 
UnterriCht, Kunst und Sport einzuberufen. Tagungsort, Tagungszeit 
und Tagesordnung sind mit der Einberufung bekanntzugeben. 

Leitung der Sitzungen 

S 32. (1) Die internen Sitzungen einer SChUlervertretung werden 
von ihrem V~rsitzenden, im Falle der Verhinderung von dessen Stell­
vertreter, geleitet. 

(2) Die gemeinsamen Sitzungen einer LandesschUlervertretung 
werden vom Prlsidenten des Landesschulrates oder von einem von ihm 
zu bestellenden Beamten des Landesschulrates, die gemeinsamen 
Sitzungen der ZentrallehranstaltenschUlervertretung und der Bundes­
sChUlervertretung vom Bundesminister fUr Unterricht, Kunst und Sport 
oder von eine~'.on ihm zu bestellenden Beamten des Bundesministe­
riums fUr Unterricht, Kunst und Sport geleitet. 

NiederschriCt 

S 33. Ober jede interne und jede gemeinsame Sitzung und Uber 
Sitzungen der BereichsausschUsse ist ein Protokoll anzufertigen, das 
den Gang und das Ergebnis der Beratungen restzuhalten hat. Der 
SchriftfUhrer ist vor Beginn jeder Sitzung vom Vorsitzenden zu be­
stimmen • 
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Geltende Fassung 

Beschlußfassung ' 
§ 30. Ein Sdlülerbeirat ist im Rahmen seiner internen Sitzungen be­

smlußfähig, wenn mindestens die Halhe seiner Mitglieder anwesend ist. 
Für einen Besmluß ist die einfame Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
erforderlim. Bei Stimmengleidlheit entsmeidet die Stimme des Vorsitzenden. 

Ein lad u n g von S a e h ver s t ä n d i gen und Be 0 b a ,e h t ~r.~ 
§ 31. (1) Zu einzelnen internen und gemeinsamen Sitzungen eines 

Sdlülerbeirates können Sam verständige, die einem Smülerbeirat als Mit:­
glieder nicht angehören, eingeladen werden, wenn dies im Hinblick auf den 

ßeratungsgegenstand zweckmäßig ist. Ober die Einladung von Sadn'crstän­
digen entsmeidct der jeweilige Vorsitzende. 

(2) Sollen Vertreter von Jugendorganisationen als Sachverst:indige ein­
geladen werden, so hat dies der betreffende Schülerbeirat bei Anwesenheit 
von mindestens der H:ilfte der Mitglieder und mit einfadler Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen zu beschliel~en '. 

(3) Zu gemeinsamen Sitzungen eines Landes-Schiilerbeirates kann der 
Präsident des LandessdlUlrates zwei Vertreter der FachallSsdlüsse beim 
LandessdlUlrat , zwei Vertreter von repräsentativen Jugendorganisationen 
und zwei Vertreter von repräsentativen Eltern- und familienorganisationen 
als Beobamter einladen. 

- ~o -

Entwurf 

BescbluBfassung 

§ 3-. (1) Eine SChOlervertretung ist im Rahmen ihrer internen 
Sitzungen beschluBfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitgli.der 
anwesend ist. FOr einen Beschluß ist die einfache Mehrheit der abge­
gebenen gOltigen Stimmen erforderlich. Nach dem Verstreichen einer 
Stunde ab Sitzungsbeginn genUgt fOr das Zustandekommen eines Be­
schlusses die Anwesenheit eines Drittels der Mitglieder, wenn min­
destens je ein Hitglied aus jedem Schulartbereich ~nwesend ist sowie 
die einfache Hehrheit der abgegebenen Stimmen. 

(2) Auf die BeschluBfassung in BereichsausschOssen ist Abs. 
erster und zweiter Satz anzuwenden. 

Einladung von Sachverständigen und Beoba~htern 

§ 35. (1) Zu den einzelnen internen und gemeinsamen Sitzungen 
einer SChülervertretung sowie zu den BereichsausschUssen können 
SaChverständige, die einer SChUlervertretung als Mitglied nicht an­
gehören, eingeladen werden, wenn dies im Hinblick auf den Beratungs­
gegenstand zweckmäBig ist, die Finanzierung sichergestellt ist und 
die Kosten dem Grundsatz der Sparsamkeit und Angemessenheit entspre­
chen. Ober die Einladung von Sachverständigen entscheidet der jewei­
lige Vorsitzende. 

(2) Soll ein Vertreter von Jugendorganisationen als Sachver­
ständiger eingeladen werden, so hat die die betreffende SchOlerver­
tretung bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder mit 
einfacher Mehrheit zu beschlieBen. 

(3) Zu gemeinsamen Sitzungen einer LandesschOlervertretung kann 
der Präsident des Landesschulrates zwei Vertreter der FachausschOsse 
beim Landesschulrat, zwei Vertreter ~on repräsentativen Jugend­
organisationen und zwei Vertreter von repräsentativen Eltern- und 
Familienorganisationen als Beobachter einladen. 

,~ 
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Geltende Fassung 

(4) Zu gemeinsamen Sitzungen des Zentrallehranstahen-Sdliilerbcirates 
und des Bundes-Sdliilerbeirates kann der Bundesminister für Unterridlt und 
Kunst zwei Vertreter der Zentralaussdlüsse beim Bundesministerium für 
Unterridlt und Kunst, zwei Vertreter von repräsentativen Jugendorganisa­
tionen und zwei Vertreter von repräsentativen Eltern- und Familienorgani­
sationen als Beobadlter einladen. 

Ehrenamt 

§ 32. (1) Die Mitglieder und die Ersat7.mitglieder der Schülerbeiräte 
sowic dic allenfalls beigezogcncn SadlVcrständigcn und Beobadlter üben ihre 
Tätigkeit ehrenamtlim aus. 

(2) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder der Sdlülerbeiräte haben 
Ansprlldl auf Reisegebühren im Sinne der Reisegebührenvorschrifl 1955, 
BGB!. Nr. 133, gemäß der Gebührenstufe 1. Die Nädltigungsgebühr entfällt 
bei amtlidler Beistellung unentgeltlicher Unterkunfl. 

Geschäftsordnung 

§ H. Jeder Schiilerbeimt hat unter Anwendung des § 30 eine Gesdläfls­
onlnullg zu besdlließen. (Iie die näheren ßestirnl11l111J;cn tiher die GCSdläfls­
führung zu enthalten hat 

Personal- und Sachaufwand 

§ 34. Für die Sadlerfordernisse der Schülerbeiräte und für die Besorgung 
ihrer Kanzleigesmäfte ist im Rahmen der LandessdlUlräte bzw. des Bundes­
ministeriums für Unterrimt und Kunst Vorsorge zu treffen. Die Kosten hat 
der Bund zu tragen . 

.. .. 
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Entwurf 

(q) Zu gemeinsamen Sitzungen der ZentrallehranstaltenschOler­
vertretung und der BundesschOlervertretung kann der Bundesminister 
fOr Unterricht, Kunst und Sport zwei Vertreter der ZentralausschUsse 
beim Bundesministerium fOr Unterricht, Kunst und Sport, zwei Vertre­
ter von repr~sentativen Jugendorganisationen und zwei Vertreter von 
repr~sentativen Eltern- und Familienorganisationen als Beobachter 
einladen. 

Ehrenamt 

S 36. (1) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder der SchUler­
vertretungen sowie die allenfalls beigezogenen SaChverständigen und 
Beobachter Oben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 

(2) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder der SchOlervertre­
tungen haben Anspruch auf ReisegebUhren im Sinne der ReisegebOhren­
vorschrift 1955, BGBI.Kr. 133, in der Jeweils geltenden Fassung, ge­
mäß der GebOhrenstufe 1. Die KächtigungsgebUhr entfällt bei amt­
licher ßoistellung unentgeltlicher Unterkunft. 

Geschäftsordnung 

S 37. Jede SChUlervertretung hat unter Anwendung des § 3q 
Abs. eine Geschäftsordnung zu beschließen, die die näheren Bestim-
mungen Ober die GeschäftsfOhr~ng der SChOlervertretung und der Be­
reichsausschUsse zu enthalten hat. 

Personal- und Sachaufwand 

S 38. FUr die. Sacherford~rnisse der SChUlervertretungen und fUr 
die Besorgung ihrer Kanzleigeschäfte ist im Rahmen der Landesschul­
räte bzw. des Bundesministeriums fUr UnterriCht, Kunst und Sport 
VOrsorge zu treffen. Die Kosten hat der Bund zu tragen. 
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Gelt:ende Fossung 

6.ADSCHNITI 

Übergangsbestimmungen; Voll ziehung 

§ 35. Für die erste Wahl der Mitglieder und der Ersatzmitglieder eines 
Landes-Schülerbeirates sind an Stelle der drei Landesschulsprecher (§ 17 
Abs. I) dic drei Landesschulspredlcr des bctrcffemlen im Zeitpunkt des 
Inkrafhretens dieses Bundesgesetzes bestehenden Landes-Schülcrbeirates bc­
redltigt, an den Sitzungen der Wahl kommission als Wahlzeugen ohne 
Stimmrecht teilzunehmen. Für die erste Wahl der Mitglieder und der Ersatz­
mitglieder des Zentrallehranstalten-Schülerbeirates ist § 24 Z 5 nicht anzu­
wenden. 

§ 36. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister 
für Unterricht und Kunst betraut. 

~... ! .. 
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Ent:wlIrf 

Inkratttreten und Vollzlehung 

, 39. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. September 1990 in 
Kraft. fOr die Wahl der Mitglieder und der Ersatzmitglieder einer 
Landesschalervertretung fOr das SChuljahr 1990/91 sind bereits die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes anzuwenden. 

(2) Verordnungen aufgrund dieses Bundesgesetzes kannen bereits 
von dem seiner Kundmachung folgenden Tag an.erlassen werden. Sie 
treten frQhestens mit dem im'Abs. 1 bezeichneten Zeitpunkt in Kraft. 

(3) Hit dem Inkrafttreten dieses Bundosgesetzes tritt das Bun­

desgesetz BGBI.Nr. 56/1981 außer Kraft. 

(~) Hit der Voll ziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundes­

minister fOr Unterricht, Kunst und Sport betraut •. 

.; ... 
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